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Thilo Sarrazin (SPD) war von 
a 2002 bis April 2009 Finanzsena- 

tor im Berliner Senat und ist seit 
dem 1. Mai 2009 Mitglied des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbank. Sarrazin 
wurde im Januar 2002 von Bürgermeister 
Klaus Wowereit zum Finanzsenator Ber- 
lins ernannt. Die heftigen Haushaltskür- 
zungen Sarrazins betrafen vor allem den 
sozialen Bereich.! Seit August 2009 wird 
von der Berliner Staatsanwaltschaft ge- 
gen Sarrazin wegen Untreue ermittelt. da 
er den „Golf- und Landclub Berlin- 
Wannsee e.V.“ finanziell begünstigt ha- 
ben soll.? 

Sarrazins herablassende Äußerung, 
Hartz-IV-EmpfängerInnen könnten sich 
für weniger als vier Euro pro Tag ernäh- 
ren, führte zu heftiger Kritik auch inner- 
halb der Berliner SPD.3 In zynischer Wei- 
se äußerte er sich über die Energiekosten 
von Hartz-IV-EmpfängerInnen:* „Wenn 
die Energiekosten so hoch sind wie die 
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Widersetzen war riesiger Erfolg 


2000 = Gegendemonstrant_innen 
verhinderten am Wochenende in 
Leipzig gewaltfrei einen ange- 
kündigten Neonaziaufmarsch. Die Orga- 
nisatoren, die unter dem Motto: „Leipzig 
nimmt Platz“ zu gewaltfreien Blockaden 
aufgerufen hatten, sind mit ihrer Aktion 
sehr zufrieden. In ihrer Erklärung heißt es 
dazu: 

„Das Bündnis 17. Oktober hat heute den 
Neonaziaufmarsch in Leipzig friedlich 
verhindert. Wir freuen uns über den im- 
mensen Zuspruch, den die gemeinsamen 
und gewaltfreien Proteste gefunden ha- 
ben. Mehr als 2000 Menschen, Initiativen 
und Vereine aus allen Spektren der Ge- 
sellschaft waren an diesem Samstag auf 
der Straße. Diese Menschen haben den 
Ideologien der Ungleichwertigkeit und 
deren neonazistischen Akteuren ein deut- 
liches ‚Nein‘ entgegen gesetzt! Dies 
stimmt uns optimistisch für zukünftiges, 
zivilcouragiertes Engagement im Alltag. 
Unser Ziel bleibt eine pluralistische, soli- 


darische (Stadt-)Gesellschaft, nicht nur 
am 17.10.! 

Die Neonazis (1200 waren angereist, 
die Red.) mussten frustriert und erfolglos 
das Feld räumen. Das Bündnis weiß je- 
doch, dass die alltägliche Arbeit gegen 
Neonazis, Alltagsrassismus usw. weiter 
gehen muss. Die Polizei hat für heute ein 
Lob verdient. Auch wenn wir die Perso- 
nenkontrollen auf dem Weg zu den Ge- 
gendemos weiterhin übertrieben finden, 
könnte die Einsicht in die Notwendigkeit 
und Entschlossenheit der Widersetzaktio- 
nen aus unserer Sicht ein erster Schritt in 
ein maßvolles Polizeiverhalten sein. 
Denn antifaschistische Aktivitäten gehö- 
ren nicht kriminalisiert, sondern sind als 
politisch legitim einzustufen. 

Insgesamt herrscht für den Moment 
große Freude und Zufriedenheit bei den 
Organsator_innen des Bündnisses. Weder 
in Leipzig, noch in irgendeiner Geseil- 
schaft sollen Neonazis Räume erhalten.“ 

PM Bündnis 17. Oktober Leipzig MI 


Rassismus in der „Mitte der Gesellschaft” 
Das Beispiel Thilo Sarrazin 


Mieten, werden sich die Menschen über- 
legen, ob sie mit einem dicken Pullover 
nicht auch bei 15 oder 16 Grad Zimmer- 
temperatur vernünftig leben können.“ 

In einem Interview in der Kulturzeit- 
schrift „Lettre International“, das am 
30.9.2009 veröffentlicht wurde, machte 
Sarrazin rassistische Äußerungen über 
die Wirtschafts- und Migrationspolitik 
der Stadt Berlin. Sarrazin sprach von 
„etwa 20 Prozent der Berliner Bevölke- 
rung“, die ökonomisch „nicht gebraucht 
werden“. „Eine große Zahl an Arabern 
und Türken in dieser Stadt, deren Aufent- 
halt durch eine falsche Migrationspolitik 
zustande gekommen sei, hätte „keine 
produktive Funktion, außer für den Obst- 
und Gemüsehandel.‘“ Die Medien seien 
auf die soziale Problematik orientiert, 
aber „türkische Wärmestuben können die 
Stadt nicht vorantreiben“. „Nichtleis- 
tungsträgern“ müsse „vermittelt“ werden, 
dass sie „ebenso gern woanders nichts 
leisten können“. Große Teile der tür- 
kisch- und arabischstämmigen Bevölke- 
rung Berlins seien „weder integrations- 


willig noch integrationsfähig“: „Ich muss 
niemanden anerkennen, der vom Staat 
lebt, diesen Staat ablehnt, für die Ausbil- 
dung seiner Kinder nicht vernünftig sorgt 
und ständig neue kleine Kopftuchmäd- 
chen produziert.“ In seinen weiteren Äu- 
Berungen spielte Sarrazin auf die demo- 
graphische Entwicklung an, dass Migran- 
tInnen mehr Kinder bekommen als deut- 
sche Frauen: „Die Türken erobern 
Deutschland genauso, wie die Kosovaren 
das Kosovo erobert haben: durch eine hö- 
here Geburtenrate.“ Das „Problem“ sei, 
„dass „40 Prozent aller Geburten in der 
Unterschicht stattfinden.“ Zur Migrati- 
onspolitik bemerkte Sarrazin: „Meine 
Vorstellung wäre, generell kein Zuzug 
mehr außer für Hochqualifizierte und 
perspektivisch keine Transferleistungen 
mehr für Einwanderer.“ 

Nach dem Erscheinen des Artikels ha- 
gelte es öffentliche Kritik an Sarrazin. 
Sein Arbeitgeber, die Deutsche Bundes- 
bank, stellte klar, „sich in Inhalt und Form 
entschieden von den diskriminierenden 
Äußerungen (...) zu distanzieren“.6 

Fortsetzung Seite 3 
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„Pl-News”-Fans im Grün- 
dungsfieber 

Immer öfter schließen sich Fans des isla- 
mophoben Webblogs „PI-News“ zu 
Gruppen zusammen. „PI-Gruppen“, oder 
zumindest örtliche Kontaktpersonen, gibt 
es laut „PI-News“ mittlerweile in Berlin, 
Hamburg, Schwerin, München, Regens- 
burg, Stuttgart, Frankfurt, Fulda, Mittel- 
hessen, Bonn, Köln, Düsseldorf, Nieder- 
rhein, Wuppertal, Ruhrgebiet, Ruhr-West, 
Ruhr-Ost, Osnabrück und im Landkreis 
Rotenburg/Wümme. Nicht nur auf Aktio- 
nen der extrem rechten „Pro“-Bewegung, 
sondern auch auf Veranstaltungen des 
Vereins „Pax Europa“ (BPE) findet man 
die Anhänger des „PI“-Webblogs. Sogar 
aus dem Rheinland kam eine Gruppe von 
„PI“-Anhängern, um an der kürzlich in 
Berlin durchgeführten BPE-Kundgebung 
teilzunehmen. „Der Koordinierungsrat 
der Muslime“ (KRM) hatte der BPE un- 
längst vorgeworfen, die Islamfeindlich- 
keit zu schüren und die Menschen „‚auf- 
zuwiegeln“. hma 


Spender gelinkt? 


Bonn. Schwere Vorwürfe werden gegen 
die in Bonn ansässige „Gesellschaft für 
Siedlungsförderung in Trakehnen mbH“ 
(GST) ausgesprochen. Ein ehemaliger 
Architekt der Firma, die u.a. eine „Ag- 
nes-Miegel-Siedlung“ für Russlanddeut- 
sche in der Nähe von Trakehnen im 
Raum Kaliningrad errichtet hat, wirft 
dem GST-Geschäftsführer Alexander 
Mantei den Missbrauch von Spendengel- 
dern und das Erschleichen von Sozialleis- 
tungen vor. Mantei hatte 2006 die Ge- 
schäftsanteile des extrem rechten Verle- 
gers Dietmar Munier übernommen, der 
die Gesellschaft mitgegründet hatte. 
Mantei wird weiter vorgeworfen, so das 
„Ostpreußenblat/PAZ“ (41/2009), mit 
Spendengeldern errichtete Häuser an In- 
teressierte zu verkaufen. Bewohner, die 
den Kaufpreis nicht entrichten könnten, 
müssten die Häuser verlassen. Trotz die- 
ser Zweckentfremdung werbe Mantei 
aber weiterhin um Spenden für Trakeh- 
nen. Zudem beziehe Mantei, der im Kali- 
ningrader Gebiet ein vermögender Mann 
sei, in Deutschland zu Unrecht staatliche 
Leistungen der Arbeitsagentur. Schüler 
der „Deutschen Schule Trakehnen“ wa- 
ren erst kürzlich noch Gäste bei der 
„Landsmannschaft der Ost- und West- 
preußen“ in Lengerich (Kreis Steinfurt). 
hma Mi 


Rechte Krisen-Bewältiger 


NorD-BADEN-WÜRTTEMBERG. Nach- 
dem der letzte Kongress der extrem rech- 
ten „Gesellschaft für freie Publizistik“ 
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(GfP) auf Grund antifaschistischer Inter- 
vention abgesagt werden musste, ver- 
sucht die GfP nun ihr Glück im Norden 
Baden-Württembergs. Hier habe man 
„ein kleines aber sicheres Hotel“ für den 
Jahreskongress unter dem Motto „Die 
Krise überwinden“ ausgewählt, so GfP- 
Chef Andreas Molau (DVU). Als Refe- 
renten erwartet werden am 7. und 8. No- 
vember der Europarlaments-Abgeordnete 
Andreas Mölzer (FPÖ), Harald Neubauer 
(„Nation und Europa“), der frühere SDS- 
Aktivist Bernd Rabehl und Alfred Mech- 
tersheimer. hma 


Herbstseminar der „BJO” 


NEUSTADT A.D./WEINSTRASSE/BAD PYR- 
MONT. Der „Bund Junges Ostpreußen“ 
(BJO), Nachwuchsorganisation der 
„Landsmannschaft Ostpreußen“, (LMO) 
führt vom 31. Oktober bis 1. November 
sein diesjähriges Herbstseminar „zur his- 
torischen, kulturellen und politischen Bil- 
dung“ in einer Jugendherberge in Neu- 
stadt a. d. Weinstraße durch. Unter dem 
Motto „Betrachtungen zur Zeitgeschich- 
te“ referieren dort u.a. Götz Kubitschek 
(Albersroda), Mitgründer des um die 
„Junge Freiheit“ angesiedelten „Institut 
für Staatspolitik“, Hans-Joachim von 
Leesen (Mönkeberg), langjähriger Autor 
der „Jungen Freiheit“, und der frühere 
Ministerialdirektor Hartmut Gassner. Re- 
ferent Hannes Kaschkat, noch zu Beginn 
der 1990er Jahre Mitglied der „Burschen- 
schaft Arminia Berlin“, war schon beim 
BJO-Vorgänger „Junge Landsmannschaft 
Ostpreußen“ als Referent aufgetreten. 
Von dieser Organisation hatte sich die 
LMO wegen Abdriftens ins neonazisti- 
sche Spektrum später trennen müssen. 
hma 


Extrem viele rechtsextreme 
Straftaten 


BERLIN. Auf die monatliche Standardfra- 
ge der Fraktion DIE LINKE hat das Bun- 
desministerium des Inneren geantwortet. 
Demnach wurden im August 2009 bun- 
desweit 1396 rechtsextreme Straftaten re- 
gistriert, darunter 56 Gewalttaten. 

„Diese Statistik belegt: Es gibt keiner- 
lei Grund zur Entwarnung, nur weil bei 
den jüngsten Wahlen keine der rechtsex- 
tremistischen Parteien erfolgreich war.“ 
so Petra Pau, Mitglied im Vorstand der 
Fraktion DIE LINKE und im Innenaus- 
schuss. 

Die Zahlen des Bundesinnenministeri- 
ums gelten als vorläufig. Die realen Zah- 
len liegen nach jahrelangen Erfahrungen 
im Schnitt um 50 Prozent höher. 

Berlin, den 6. Oktober 2009 
www.petrapau.de I 


Bosbach wandelt auf 
Sarrazins Spuren 


NRW. „Wolfgang Bosbach begibt sich 
auf Thilo Sarrazins unheilige Spuren, 
wenn er auf derart populistische Weise 
rassistische Ressentiments schürt“, kriti- 
siert Sevim Dagdelen, migrationspoli- 
tische Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, die Forderung des stellvertreten- 
den Unions-Fraktionsvorsitzenden nach 
schärferen Sanktionen für hier lebende 
Migrantinnen und Migranten, die angeb- 
lich Integrationskurse verweigern wür- 
den. 

Dagdelen weiter: „Bosbachs Behaup- 
tung, etwa 40 Prozent aller zur Teilnahme 
an Integrationskursen verpflichteten 
Menschen würden dieser Aufforderung 
nicht nachkommen, ist durch nichts be- 
legt. Die Bundesregierung konnte mir auf 
Anfrage keine entsprechenden Auskünfte 
geben (vgl. BT-Drs 16/12979, Frage 12). 
Auch seine Forderung nach Sanktions- 
möglichkeiten bei einer Integrationskurs- 
Verweigerung ist billigster Populismus. 
Bereits jetzt kann die Sozialhilfe kom- 
plett gestrichen werden, wenn der Ver- 
pflichtung zur Teilnahme an Integrati- 
onskursen im Rahmen einer Eingliede- 
rungsvereinbarung nicht nachgekommen 
wird. 

Bosbach suggeriert zudem, Migrantin- 
nen und Migranten wollten häufig kein 
Deutsch lernen und lägen dem Staat des- 
halb auf der Tasche und bekräftigt damit 
in unverantwortlicher Weise das Zerrbild 
vom ‚integrationsunwilligen Ausländer‘. 
Die Wirklichkeit spricht eine andere 
Sprache: 

Von 2005 bis 2007 nahmen 94 Prozent 
aller zur Teilnahme an Integrationskursen 
verpflichteten türkischen Neuzuwande- 
rinnen und Neuzuwanderer auch tatsäch- 
lich an den entsprechenden Sprachkursen 
teil. Und damit ist noch nichts zu den 
Gründen für die Nicht-Teilnahme der üb- 
rigen sechs Prozent gesagt — etwa 
Schwangerschaft, Erkrankung, verzöger- 
ter Kursbeginn oder ähnliches (vgl. BT- 
Drs. 16/9137, Anlage 3). 

Es kommt auch nur selten vor, dass ein 
Integrationskurs abgebrochen wird. Laut 
dem von der Bundesregierung beauftrag- 
ten Ramboll-Gutachten müssen nur 2,4 
Prozent aller Teilnehmenden den Kurs 
abbrechen, und zwar aus Gründen, die 
nicht gerade von ‚Integrationsunwillig- 
keit‘ zeugen, etwa wegen der Geburt von 
Kindern, wegen der Aufnahme einer Be- 
schäftigung, wegen gesundheitlicher Pro- 
bleme oder fehlender Kinderbetreuungs- 
möglichkeiten.“ 

„Solche pauschale Verunglimpfungen, 
die geeignet sind, das gesellschaftliche 
Klima nachhaltig zu vergiften, darf sich 
eine in der Öffentlichkeit stehende Per- 
son einfach nicht erlauben.“ so Dagdelen. 

14. Oktober 2009, 
MaB Sevim Dagdelen 


Fortsetzung von Seite 1, Thilo Sarrazin 

Der Präsident der Deutschen Bundes- 
bank, Axel Weber, legte Sarrazin auf- 
grund seiner Äußerungen den Rücktritt 
vom Amt des Vorstandes nahe, weil die 
„Glaubwürdigkeit der Bundesbank, die 
ein hohes Ansehen genieße“ Schaden er- 
leiden könnte.? 

Die Staatsanwaltschaft nahm Ermitt- 
lungen wegen des Anfangsverdachtes auf 
Volksverhetzung auf, mit dem Ziel fest- 
zustellen, ob „die Grenzen der Meinungs- 
freiheit überschritten wurden und sich der 
Anfangsverdacht für einen strafbaren In- 
halt ergibt“. Als Reaktion auf diese Kritik 
versuchte Sarrazin, den Schaden zu be- 
grenzen und entschuldigte sich öffentlich 
für seine Äußerungen. Angeblich wollte 
er nicht „einzelne Volksgruppen diskredi- 
tieren“, vielmehr „die Probleme und Per- 
spektiven der Stadt Berlin anschaulich 
beschreiben“.8 

Die Entrüstung über die Äußerungen 
von Thilo Sarrazin hält auch nach dessen 
Entschuldigung an. Innerhalb der SPD 
gab es Forderungen nach seinem Partei- 
ausschluss. Die Berliner SPD-Bundes- 
tagsabgeordnete Eva Högl bezeichnete 
seine Aussagen als „untragbar“. Der Ber- 
liner SPD-Ortsverband Alt-Pankow bean- 
tragte im Oktober 2009 ein Parteiord- 
nungsverfahren gegen ihn.? 

Der im Ver.di-Vorstand für den Finanz- 
sektor zuständige Gewerkschafter Uwe 
Foullong bezeichnete die Bemerkungen 
als „skandalös“ und „rechtsradikal“. Er 
warf Sarrazin vor, „dem Ansehen der 
Bundesbank und den dort Beschäftigten 
zu schaden.“10 Die Türkische Gemeinde 
reagierte empört auf die Äußerungen Sar- 
razins. „Ihr Vorsitzender, Kenan Kolat, 
sagte: „Das ist unerhört! Sarrazin schießt 
häufig über das Ziel hinaus und macht 
sich keine Gedanken über die Auswir- 


kungen seiner Aussagen.“!! Der Vor- 
standsvorsitzende der Türkisch-Deut- 
schen Unternehmervereinigung (TDU), 
Hüsnü Özkanli, und der Sprecher des 
Türkischen Bundes Berlin-Brandenburg, 
Safter Cinar, zeigten sich entrüstet. „Das 
ist absolut unter der Gürtellinie und in- 
haltlich völliger Quatsch“, bemerkte Ci- 
nar. Der Grünen-Bundestagsabgeordnete 
Gerhard Schick sprach von „widerlichen 
Äußerungen“.!2 

Evrim Baba von der Linkspartei nannte 
Sarrazin einen „geistigen Brandstifter“.13 
Auf einer SPD-Versammlung in Mön- 
chengladbach äußerte sich ein langjähri- 
ges Mitglied:!* „Man schämt sich dafür, 
dass sich so jemand Sozialdemokrat nen- 
nen darf. Mit seinen Auffassungen passt 
er viel besser in die Ideologie der deut- 
schen Herrenmenschen! Wir wissen ja, 
wohin dieses Elitedenken geführt hat. Es 
gibt Menschen, die völlig unbelehrbar 
sind. Die Allgemeinheit muss vor solchen 
Menschen und deren vergiftendem Ge- 
dankengut geschützt werden. Eine Ankla- 
ge wegen Rassismus und „elitärer“ 
Volksverhetzung wäre angebracht. So et- 
was hat nichts in Führungsverantwortung 
zu suchen.“ 

Sarrazins Äußerungen über Migrantln- 
nen sind Bestandteile des alltäglichen 
Rassismus in der Bundesrepublik. Selbst 
wenn die SPD die notwendigen Konse- 
quenzen zieht und Sarrazin aus der Partei 
ausschließt, wird dies nichts an diesem 
Faktum ändern. 

Aus den letzten Jahren und Jahrzehnten 
sind unzählige von rassistischen Aussa- 
gen bekannt geworden, die von politi- 
schen Repräsentanten der „bürgerlichen 
Mitte“ stammen. Dass es Rassismus nicht 
nur am rechten Rand der Gesellschaft 
gibt, ist eine Tatsache, die durch eine Stu- 


die der Friedrich-Ebert-Stiftung aus dem 
Jahre 2008 nun auch spätestens wissen- 
schaftlich fundiert wurde.15 

Michael Lausberg I 
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Hotel in Faßberg wird ver- 
steigert - Rechtsextremist 
Rieger will Gelände kaufen 


HANNOVER. Das vom Rechtsextremisten 
Jürgen Rieger beanspruchte Hotel in 
Fassberg soll im Dezember zwangsver- 
steigert werden, wie das Amtsgericht 
Celle auf seiner Internetseite bekannt ge- 
geben hat. Der NPD-Bundesvize Rieger 
erhält damit die Möglichkeit, das Grund- 
stück für sein geplantes rechtes Schu- 
lungszentrum zu kaufen. Der Verfas- 
sungsschutz geht davon aus, dass der An- 
walt aus Hamburg am 16. Dezember im 
Amtsgericht Celle mitbieten wird. „So 
kann er die Immobilie legal erwerben“, 
sagte die Sprecherin des Landesamtes für 
Verfassungsschutz. Die klamme Gemein- 
de Fassberg setzt das unter Druck, weil 
sie so in ein Bieterrennen gegen Rieger 
geschickt wird, wenn die Versteigerung 
nicht vorher noch abgewendet wird. In 
dem Bieterverfahren gilt das Vorkaufs- 


recht der Gemeinde nicht. Das Amtsge- 
richt gibt den Verkehrswert der Immobi- 
lie mit 950.000 Euro an. 

Das Gelände, das im Juli im Auftrag 
Riegers von Neonazis rechtswidrig be- 
setzt worden war, steht derzeit unter 
Zwangsverwaltung. Die Gemeinde Fass- 
berg im Kreis Celle kämpft seit rund zwei 
Jahren gegen die Absicht des Anwalts, in 
dem Hotel eine Begegnungsstätte für 
Rechte einzurichten. Die Eigentümerfa- 
milie hat bereits mehrfach angekündigt, 
an den Anwalt verkaufen zu wollen, Rie- 
ger hat 1,2 Millionen Euro geboten. 

bee, Quelle: Hannoversche Allgemeine 

Zeitung 8.10.09 M 


Brutaler Neonazi-Überfall 
nach Fußballspiel der BSG 
Chemie Leipzig 

Leipzig. Militante Neonazis haben am 


Sonntag Fußball-Fans der BSG Chemie 
Leipzig überfallen. Die Angreifer waren 


bewaffnet und gingen äußerst brutal vor. 
Ein Anhänger der BSG Chemie musste 
schwer verletzt ins Krankenhaus einge- 
liefert und notoperiert werden. 

Im Anschluss an das Kreisklassespiel 
zwischen der BSG Chemie und dem SSV 
Kulkwitz hatte sich eine Gruppe von 15 
bis 20 Neonazis an einer Tankstelle ge- 
genüber dem Stadion formiert. Die aus 
dem Umfeld von NPD und „Freien Kräf- 
ten“ stammenden Täter griffen die Che- 
mie-Fans mit Pfefferspray, Holzknüp- 
peln, abgebrochenen Glasflaschen und 
Eisenstangen an. Bereits zuvor war ein 
Chemie-Fan an einer Bushaltestelle in 
der Merseburger Straße von fünf der spä- 
teren Angreifer angepöbelt und gejagt 
worden. 

Im Zuge des Angriffs wurde ein Che- 
mie-Fan gezielt von einem Pkw der Täter 
mit einer Geschwindigkeit von etwa 40 
km/h angefahren. Das Opfer, das zu- 
nächst in die Luft geschleudert und zu 
Boden gestürzt war, konnte anschließend 
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seine rechte Körperseite und seinen Rü- 
cken nicht mehr spüren. Im Krankenhaus 
musste sich der Angefahrene einer Not- 
operation unterziehen. Er trug schwere 
Knieverletzungen davon und kugelte sich 
eine Schulter aus. 

Zur Tatzeit gegen 17.10 Uhr waren kei- 
ne Polizeikräfte mehr vor Ort. Die An- 
greifer flüchteten unmittelbar nach dem 
Vorfall in mehreren Pkw. Wenig später 
wurden zwei der Fahrzeuge vor dem 
NPD-Zentrum in der Odermannstraße 
gesichtet. Als Täter konnten neben NPD- 
Kandidat Enrico Böhm die „Autonomen 
Nationalisten“ Florian Junge und Marcus 
Weidhase identifiziert werden. Beide 
werben in dem offiziellen Mobilisie- 
rungsvideo für die bundesweite Neonazi- 
Demonstration „Recht auf Zukunft“ am 
17. Oktober in Leipzig. Erkannt wurden 
außerdem der zu den „Autonomen Natio- 
nalisten“ und zum „Freien Netz“ zu zäh- 
lende Patrick Fischer sowie Andreas und 
Dittmar Schumer, beide Aktivisten beim 
„Nationalen Widerstand“ und Hooligans 
des 1. FC Lokomotive Leipzig. 

Die Leipziger Neonaziszene instru- 
mentalisiert den lokalen Fußball gezielt, 
um die eigene Ideologie zu verbreiten 
und Anhänger zu rekrutieren. In einem 
Dossier der Wochenzeitung DIE ZEIT 
wurde unlängst die rechtsextreme Unter- 
wanderung der Fanszene des 1. FC Loko- 
motive Leipzig und dabei die maßgebli- 
che Rolle Enrico Böhms aufgezeigt. Fans 
der BSG Chemie Leipzig dienen den 
Neonazis als Feindbild, da sie sich aktiv 
gegen Rassismus und Diskriminierung 
einsetzen. Sie waren zuletzt wiederholt 
Opfer rechtsextremer Gewalt geworden. 
So musste am 3. Januar dieses Jahres ein 
Fan der BSG Chemie nach einem Neona- 
zi-Überfall mit Verdacht auf Schädelba- 
sisbruch ins Krankenhaus eingeliefert 
werden. 

PM ag.doc, Arbeitsgruppe zur Dokumen- 
tation von Diskriminierung und rechter 
Gewalt im Umfeld der Leipziger Fußball- 
fanszene, http://agdoc.wordpress.com 


Vietnamese zum siebenten 
Male überfallen 


BEILRODE (LKR. NORDSACHSEN). In Beil- 
rode bei Torgau ist ein vietnamesischer 
Händler bereits zum siebten Mal überfal- 
len worden. Polizeiangaben zufolge be- 
warfen die Angreifer die Schaufenster- 
scheibe mit Pflastersteinen. Dabei hätten 
sie ausländerfeindliche Parolen gegrölt. 
Wie die Bürgermeisterin der Gemeinde, 
Heike Schmidt, sagte, wird hinter dem 
Anschlag eine Gruppe von rechtsgesinn- 
ten Jugendlichen vermutet. Diese Gruppe 
sei im Ort dafür bekannt, eine rechte Ge- 
sinnung zu vertreten. Einer der Angreifer 
könne auf jeden Fall der Gruppe zugeord- 
net werden. 

Schmidt zeigte sich über die Vorfälle 
empört, besonders darüber, dass bei dem 
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8. und 7. Novernbe‘ 2009 ın Erturt 


Praxis-Workshop: Rechtsextremismus entgegen treten - Argumentieren und Agieren 
Zeit: 10.45 - 13.00 Uhr und 15.00-17.15 Uhr - Dauer: 4 Stunden 
(13.00 - 15.00 Uhr Mittagspause mit leckerem veganen Essen) 
Ort: Königin-Luise-Gymnasium, Melanchthonstr. 3, Erfurt 

In der Straßenbahn, im Arbeitskontext oder abends beim Bier: Oft genug begegnen uns rechte 
Sprüche, subtile oder offene Diskriminierung bis zu tätlichen Übergriffen. Häufig sehen wir dann 
zu, fallen uns die besten Argumente später ein oder trauen wir uns nicht, aktiv einzugreifen, weil I 
uns ein sicheres Auftreten fehlt. Damit lassen wir unakzeptablem Verhalten Raum, ärgern uns I 
aber über unsere passive Haltung. In dem Workshop geht es um aktive Reaktionsmöglichkeiten I 
für die Zurückweisung diskriminierender Handlungen. Neben Grundsätzen zum Reagieren wer- 
den argumentative Entgegnungen und verbale Auseinandersetzungen geübt. Angemessenes 
Verhalten in tätlichen Übergriffssituationen und Anhaltspunkte für eine möglichst realistische Ge- 
fahreneinschätzung werden diskutiert. Der Workshop findet in Kooperation mit dem Flüchtlings- 
rat Thüringen statt. ReferentInnen: Melanie Pohner und Steffen Dittes (www.bildungsspektrum.de) 
Der Workshop findet im Rahmen des 19. Ratschlags statt: 


19. Antirassistischer und antifaschistischer 
Ratschlag 6./7. November 2009 in Erfurt 


In Erinnerung an die Reichspogromnacht im Jahr 1938, in der im gesamten Deutschen Reich Sy- 

nagogen und jüdische Geschäfte verwüstet wurden und rund 1.400 Menschen an den Folgen | 
antisemitischer Gewalt starben, veranstaltet ein breites gesellschaftliches Bündnis am 7. Novem- . 
ber 2009 den 19. antirassistischen und antifaschistischen Ratschlag in Erfurt. 


Programm des Ratschlags 
6. November 


19.30 Uhr: Mahngang zur Erinnerung an die Reichspogromnacht 
Treffpunkt: Synagoge, Juri-Gagarin-Ring 16 


7. November 


10.00 Uhr: Eröffnung des 19. antirassistischen und antifaschistischen Ratschlags 


10.45 - 13.00 Uhr: Workshopphase 1 


13.00 - 15.00 Uhr: Mittagspause mit leckerem veganen Essen 


15.00-17.15 Uhr: Workshopphase 2 
17.15-18.00 Uhr: Abschlussplenum 


Kontakt: info@ratschlag-thueringen.de - Informationen: www.ratschlag-thueringen.de 


jüngsten Überfall erstmals die Wohnung 
des Opfers mit angegriffen wurde. Dort 
hätten sich die Kinder und die Ehefrau 
des Ladenbesitzers aufgehalten. Die Bür- 
germeisterin erklärte, dass es in der Ge- 
meinde bereits mehrfach rechtsgesinnte 
Straftaten gegeben hat. Diese hätten sich 
bisher aber darauf beschränkt, dass Ge- 
bäude besprüht wurden. 

Schmidt kündigte an, das Thema in der 
nächsten Ratssitzung wieder aufgreifen 
zu wollen. Dort hatten die rechtsgesinn- 
ten Taten bereits mehrfach eine Rolle ge- 
spielt. So gab ein Polizist zum Beispiel 
Tipps zum richtigen Verhalten. Der Ver- 
such, eine Bürgerwehr zu gründen, ist 
nach Aussagen Schmidts vorerst geschei- 
tert. „Das ist eine heikle Frage, inwieweit 
man da agieren darf.“ 

Quelle: mdr online, Radio Sachsen I 


Naziladen „Horrido” ist zu! 


BERLIN. Der Naziladen „Horrido“, der 
am 9.5.2009 in Alt-Friedrichsfelde 98 in 
Lichtenberg eröffnete, musste jetzt nach 
nur fast 5 Monaten schließen. Bereits die 
Eröffnung am 8./9.5.2009 stand für den 
Horrido unter keinem guten Stern. So 
wurden die Schaufensterscheiben des La- 
dens noch vor offizieller Eröffnung zer- 
stört, so dass der Laden seitdem durch 


eine Metallplatte verziert wurde. Nichts- 
destotrotz versuchte der Laden in der fol- 
genden Zeit unter anderem mit Klei- 
dungsstücken der rechtsextremen Klei- 
dungsmarke „Erik & Sons“ und Mer- 
chandise der laut niedersächsischem Ver- 
fassungsschutz dem „rechtsextremen 
Spektrum zugetan[en]“ Hooliganband 
„Kategorie C — Hungrige Wölfe“ erfolg- 
los ein rechtsextremes Klientel anzuspre- 
chen. 

Seit seiner Eröffnung wurde der Horri- 
do von antifaschistischen Protesten be- 
gleitet, die am Ende zur Kündigung führ- 
ten. Der Horrido reiht sich damit ein in 
eine Reihe von erfolgreichen Schließun- 
gen von Läden mit rechtsextremem An- 
gebot in Berlin und Lichtenberg ein. In 
den letzten 1 1/2 Jahren wurden damit 
drei Läden in Lichtenberg geschlossen. 
Die anderen beiden sind der Wearwolf in 
der Konrad-Wolf-Straße und der Door- 
breaker im Ringcenter. Momentan wird 
zudem die Kündigung des Doorbreakers 
im Lindencenter gerichtlich durchgesetzt. 
In diesem Sinne: Keine Geschäfte mit 
Neonazis. Gegen Erik & Sons, Thor 
Steinar und rechtsextremen Lifestyle! 

http://www.jpberlin.de/antifahsh/index. 
php?option=com_content&task=view&i 

d=481&Itemid=33 1 


Die Zukunft endet an der 


Polizeikette 


Leipzig. Eine im Vorfeld als „Großde- 
monstration“ angekündigte Veranstaltung 
von Neonazis am 17.10. in Leipzig endete, 
noch bevor sie begonnen hatte. Etwa 1.200 
Neonazis aus dem gesamten Bundesgebiet 
hatten sich am Leipziger S-Bahnhof Sel- 
lerhausen versammelt, um an der De- 
monstration mit dem Motto „Recht auf 
Zukunft“ teilzunehmen. 

Mehrere Stunden mussten die Neonazis 
dort ausharren, ehe die Veranstaltung von 
der Polizei aufgelöst wurde. Die Organisa- 
toren hatten zu wenige OrdnerInnen ge- 
stellt, was zu zeitlichen Verzögerungen ge- 
führt hatte. Schließlich wurden Polizeibe- 
amte aus der Kundgebung heraus mit Fla- 
schen, Steinen und Feuerwerkskörpern an- 


gegriffen. Unmittelbar darauf beendete die 
Polizei den Aufmarsch. Anschließend 
wurde die Identität der über 1.000 Teilneh- 
merlInnen festgestellt, was sich über meh- 
rere Stunden bis in den Abend hinein zog. 
Nach Angaben der Polizei wird gegen alle 
TeilnehmerInnen eine Anzeige wegen 
Landfriedensbruchs eingeleitet. Damit 
war das im Vorfeld angekündigte Ziel, mit 
einer „Großdemonstration“ die Straßen 
Leipzigs „zurückzuerobern“, gescheitert. 

Aufgerufen und mobilisiert wurde zu 
der Demonstration aus dem Spektrum der 
„Freien Nationalisten Leipzig“ und der 
„Jungen Nationaldemokraten“ (JN). Als 
Anmelder fungierte der Leipziger Tommy 
Naumann, welcher nicht nur bei den so ge- 
nannten „Autonomen Nationalisten“ aktiv 
ist, sondern gleichzeitig Landesvorsitzen- 
der der sächsischen JN ist. 

Trotzdem die Neonazis mehrere Stun- 
den am Treffpunkt umringt von Polizeiab- 
sperrungen warten mussten, nahmen sie 
Aufstellung in Blöcken und mit Transpa- 
renten. Die ersten Reihen wurden dabei 
angeführt von einschlägig bekannten 
Leipziger Neonazis und Protagonisten des 
„Freien Netz“. Aus dieser Gruppe heraus 
wurden auch FotografInnen verschiedener 
Medien bedrängt und bedroht. „Wenn du 
hier Fotos von uns machst, schlagen wir 
dich zusammen“, so ein Neonazi. Aktivis- 
ten des „Freien Netz“ stellten auch einen 
Großteil der Ordner für die Veranstaltung. 

Beinahe der komplette Demonstrations- 
zug wurde dominiert von schwarz geklei- 
deten AnhängerInnen der „Autonomen 
Nationalisten“. Einzelne Teilnehmer ka- 


men aus Tschechien, darunter der dortige 
Neonazi-Kader Patrik Vondrak. 

Für die Leipziger Neonaziszene bedeu- 
tet der Misserfolg am 17. Oktober eine 
schwere Schlappe. Aufwändig hatten sie 
im Vorfeld mithilfe einer eigenen Mobili- 
sierungshomepage, Web-Bannern und ei- 
nem Youtube-Video zur Demonstration 
mobilisiert. Damit einher ging eine spür- 
bar verstärkte Dominanz von Neonazis in 
Leipzig. Mehrfach war es in den letzten 
Wochen zu Übergriffen von Leipziger 
Neonazis und Fussballfans von LOK 
Leipzig auf nicht-rechte Jugendliche ge- 
kommen. Schon seit Wochen ist eine spür- 
bar enger werdende Zusammenarbeit zwi- 
schen den „Autonomen Nationalisten“ 
und einem Teil der neonazisti- 
schen Hooligan-Fanszene vom 
regionalen Fussballverein LOK 
Leipzig zu beobachten. Ent- 
sprechend waren unter den 
TeilnehmerInnen auch eine 
Vielzahl von Hooligans festzu- 
stellen. 

An mehreren Kundgebungen 
gegen den Neonaziaufzug betei- 
ligten sich etwa dreitausend Menschen. 
Obgleich die Polizei teilweise Blockaden 
von Neonazi-GegnerInnen räumte, blieb es 
dennoch weitestgehend friedlich. Als Iro- 
nie der Geschichte wirkt dabei der Um- 
stand, dass die Polizei gerade im Begriff 
war, die Blockade am S-Bahnhof Seller- 
hausen zu räumen und den Neonazis den 
Weg frei zu machen, als diese die Beamten 
angriffen. Dabei wurde auch der Polizei- 
präsident Horst Wawrzynski selbst am Ohr 
verletzt. Anstelle nun wie in der Regel üb- 
lich, gegen die GegendemonstrantInnen 
vorzugehen, beendete die Polizei nach den 
Angriffen den Aufmarsch. Ein besseres Ei- 
gentor hätten sich die Neonazis nicht schie- 
ßen können. 

Dass der Neonaziaufmarsch keineswegs 
von der Stadt gewollt war, spiegelte sich 
im Einsatz der Polizei wider. Mit Gittern 
und vielen Einsatzkräften rund um den 
Aufmarschort sollten die Neonazis im 
Zaum gehalten werden, die GegnerInnen 
des Neonaziaufgebotes konnten in Sicht- 
weite demonstrieren und die Straße über 
Stunden blockieren. Ein seltenes Bild in 
Sachsen, da sonst auf räumliche Trennung 
beider Lager viel Wert gelegt wird. 

Derweil wird die gescheiterte Demons- 
tration online scharf diskutiert. Auf dem 
neonazistischen Web-Portal „Altermedia“ 
kritisieren viele LeserInnen die „‚Unerfah- 
renheit und Unfähigkeit“ der Leipziger 
Organisatoren der Demonstration sowie 
das Auftreten der „Autonomen Nationalis- 
ten“, die durch ihr Erscheinungsbild die 
Szene als solche schädigen würden. 

http://www.recherche-ost.com I 
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NRW. Die Pro-Bewegung ist im 
; letzten halben Jahr mit Austrit- 

ten aus den eigenen Reihen kon- 
frontiert worden. Ehemalige Mitglieder 
berichteten pikante Details über das In- 
nenleben der Partei. Diese Berichte, die 
der Öffentlichkeit auf verschiedenen 
Wegen zugänglich gemacht wurden, 
sind von Gedanken der Rache und der 
persönlichen Enttäuschung geprägt und 
daher mit großer Vorsicht zu behan- 
deln. Trotzdem sind einige Aussagen in- 
teressant, z. B. der Vorwurf von Eigenin- 
teressen, Machtkämpfen innerhalb der 
Partei um Posten und Ansehen, was den 
Wahlkampfversprechen von Pro Köln 
und Pro NRW, die Beseitigung von Kor- 
ruption und Ämterpatronage in Köln 
und NRW voranzutreiben, diametral 
widerspricht. 


Ende Mai 2009 beendete Rene Emmerich 
seine Mitgliedschaft bei Pro NRW und 
seine Tätigkeit als „Jugendbeauftragter 
Rheinland.“ Emmerich kündigte zudem 
an, sich den neonazistischen „Freien 
Kräften Köln“ anzuschließen, wo er seine 
politischen Ziele besser vertreten sieht: ! 
„Nach mehr als reiflicher Überlegung bin 
ich zu dem Entschluss gekommen, dass 
eine Zusammenarbeit keinen weiteren 
Sinn mehr ergibt und dem von mir ver- 
folgten Ziel einer Veränderung der politi- 
schen Landschaft zum Wohle des Deut- 
schen Volkes massiv abträglich wäre.“ 
Seinen Austritt begründet er mit mehre- 
ren Argumenten. Als ersten Grund spricht 
er davon, dass die „Pro-Vereine mehr und 
mehr zu einer weiteren CDU verkom- 
men“ würden. An den zwei „Antiislami- 
sierungskongressen“ in den Jahren 2008 
und 2009 zeige sich deutlich die „Er- 
folgs- und Hilflosigkeit, die Verlogenheit 
und Halbherzigkeit“ der Pro-Bewegung. 
Die Angabe der Pro-Bewegung, dass ca. 
1000 Teilnehmer am Kongress 2009 teil- 
genommen haben, wird ad absurdum ge- 
führt, Emmerich spricht von „nicht ein- 
mal 300 Teilnehmer“, von denen der 
Großteil aus dem Ausland angereist war. 
Interessierte Kölner „Bürger“ waren 
nicht gekommen, die Veranstaltung war 
ein Treffen von extrem rechten Vertretern 
aus der BRD und dem europäischen Aus- 
land. Er bezeichnete den Kongress 2009 
als „Blamage“ und warf der Pro-Bewe- 
gung vor, daraus einen „grandiosen Er- 
folg“ zu machen: „Aber so geht das ja 
schon seit einer kleinen Ewigkeit, wie 
nicht nur mir als internem Kenner Eurer 
politischen „Arbeit“ bekannt ist. Ständig 
werden völlig absurde Teilnehmerzahlen 
und sonstige Erfolge von Euch herbei ge- 
logen, (...) Auch der normale Bürger 
kann die mehr als offensichtlichen Lügen 
und Luftschlösser aus Eurer Propaganda- 
Mottenkiste mittlerweile mit Leichtigkeit 
durchschauen.“ 

Anfang Juli trat ebenfalls das ehemali- 
ge Pro NRW-Vorstandsmitglied sowie 
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Ehemalige Mitglieder über das 
Innenleben der Pro-Bewegung 


geschäftsführendes Vorstandsmitglied im 
Bezirksverband Rheinland, Uwe Berger, 
der auch als Netzwerkadministrator fun- 
gierte, aus der Partei aus. Sein „Erfah- 
rungsbericht“ über seine Zeit bei Pro 
NRW „soll ein warnender Hinweis sein 
für alle, die ernsthaft über einen Beitritt 
nachdenken und er soll aufklären über 
das, was eben nicht in einer demokrati- 
schen Partei passieren sollte.“? Über die 
„Bürgerbewegung Pro NRW“, die sich 
als „Anwalt des Volkes“ versteht und ge- 
gen Klüngel und Korruption zu Felde 
zieht, äußerte sich Berger folgenderma- 
Ben: „Alles ist ausgerichtet auf wechsel- 
seitige Denunzierung, Kampf um Pöst- 
chen, Ämter, Einfluss und Macht.“ 
Innerparteiliche Demokratie scheine bei 
Pro NRW ein Fremdwort zu sein. „ (...) 
die oberste Parteiführung, die aus drei 
Personen besteht, die letztlich sämtliche 
Entscheidungen treffen, während die üb- 
rigen Vorstandsmitglieder lediglich 
‚Stimmvieh‘ sind, die keine relevante Be- 
deutung haben.“ gebe die Standpunkte 
vor. Welche Personen zu diesem „Rat“ 
gehören und wer bei diesen Entscheidun- 
gen nicht berücksichtigt wird, bleibt un- 
klar, Namen nannte Berger nicht. Dieser 
Mangel an demokratischen Spielregeln 
soll folgenden Grund haben: „Offizielle 
Begründung hierfür übrigens und da zi- 
tiere ich den Parteivorsitzenden; die 
meisten Vorstandsmitglieder seien nicht 
in der Lage, schwerwiegende Entschei- 
dungen zu treffen, da müsse man verste- 
hen, dass Entscheidungen in einem klei- 
neren Gremium fallen.“ Er verglich die 
Situation bei Pro NRW mit dem hierar- 
chischen Aufbau innerhalb der DVU: 
„Das ist DVU pur! Ein Dr. Frey dort und 
alle anderen haben das zu machen, zu 
denken und zu sagen, was der sagt, macht 
und denkt.“ 

Laut Berger bemühe sich die Partei, 
das Bild einer „großen Familie“ abzuge- 
ben mit Berichten und Bildern, die das 
anschaulich dokumentieren sollen. Dies 
habe jedoch nichts mit der Realität zu 
tun: „Leistung zählt dort eben nicht son- 
dern einzig die Fähigkeiten, gewissenlos 
über Parteikollegen herzuziehen, sie an- 
zuschwärzen, vor die Wand zu fahren, ge- 
geneinander auszuspielen, mit Unwahr- 
heiten zu diskreditieren, neue Leute mit 
immer neuen Versprechen zu Höchstleis- 
tungen zu motivieren, die letztlich nur ei- 
nigen wenigen zugute kommen.“ 

Die Aufnahme von neuen Mitgliedern 
aus anderen extrem rechten Parteien soll 
die Partei radikalisiert haben. Die verbale 
Abgrenzung zur NPD, DVU und anderen 
rechten Kleinparteien sei nur Heuchelei 
gewesen: „Meine Devise und die einiger 
Parteikollegen war die, nach Leuten zu 


suchen und in die Partei einzubinden, die 
auch in der Lage sind, mehr als drei zu- 
sammenhängende Sätze von sich zu ge- 
ben, die die politische Großwetterlage 
verstehen, nachvollziehen, Fehler erken- 
nen und Lösungsansätze entwickeln kön- 
nen. Solche Leute finden sich nicht wie 
Sand am Meer und schon bald regten sich 
in diesen Kreisverbänden die ersten Stim- 
men — unter anderem auch in meinem 
Kreisverband Düsseldorf-Mettmann - 
man möge doch auch mit freien respekti- 
ve schlagenden Studentenverbindungen, 
der NPD, DVU und anderen weit rechts- 
außen stehenden Parteien, Gruppen und 
Organisationen Gespräche führen, um die 
geforderten Ziele erreichen zu können.“ 

Ende August 2009 legte Marylin Ande- 
regg, die bislang als Jugendbeauftragte 
von Pro NRW, Beisitzerin im Vorstand 
von Pro Köln und Vorsitzende einer „An- 
wohnerinitiative“ gegen den Bau der Eh- 
renfelder Moschee fungierte, ihre Ämter 
nieder und erklärte ihren Austritt aus der 
Pro-Bewegung. Weiterhin kündigte sie 
an, ihre Initiative gegen den Bau der Mo- 
schee wieder reaktivieren zu wollen und 
deshalb Gespräche mit den neonazisti- 
schen „Freien Kräften Köln“ zu führen. 
Ein Grund für den Austritt liegt darin, 
dass sie sich beim Gerangel um Posten 
und Pfründe zurückgesetzt fühlte:3 „Ich 
finde es unmöglich (...), dass es in der 
Zeit in der ich arbeiten musste, mehrere 
Vorstandssitzungen gegeben hat, von de- 
nen ich nichts, aber auch gar nichts wuss- 
te und das, obwohl ich gewähltes Vor- 
standsmitglied bin, schämt Euch! (...) 
Mir habt Ihr drei Jahre lang erzählt ich 
solle nach der Wahl Eure Büro Tippse er- 
setzen, aber ich weiß ja jetzt wer das 
macht! Sogar mit Festeinstellung! Es 
kotzt mich an, immer wenn Ihr ‚andere‘ 
habt, sind Eure Leute die immer da und 
fleißig waren abgeschrieben, nach dem 
Motto ‚neue Besen kehren gut’. Ist das 
der Dank dafür, dass ich mit meiner Fa- 
milie den Kopf hingehalten habe im Bür- 
gerbegehren?“ 

Besonders Jörg Uckermann steht im 
Fokus ihrer Kritik: „Aber so war es ja 
auch bei unserem Sonnenkönig von Eh- 
renfeld, der mir in Ehrenfeld einfach vor 
die Nase gesetzt wurde, ohne mit mir da- 

_—— 


Am 6. sowie am 13. Oktober 2009 
hat das Landeskriminalamt Schles- 
wig-Holstein zehn Objekte im Be- 
reich Flensburg, Nortorf, Niebüll und Tön- 
ning durchsucht. In den Bundesländern 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-An- 
halt und Baden-Württemberg wurde paral- 
lel jeweils ein Objekt durch die dort zu- 
ständigen Stellen durchsucht. Die Staats- 
schutz-Abteilung des Landeskriminalam- 
tes Schleswig-Holstein ermittelt nach ei- 
genen Angaben seit November 2008 ge- 
gen acht Hauptbeschuldigte im Alter zwi- 
schen 22 und 68 Jahren. Ihnen werden ille- 
galer Handel mit Schusswaffen, unerlaub- 
ter Waffenbesitz und das Verändern von 
Schusswaffen vorgeworfen. 

Die Polizei geht davon aus, dass die Be- 
schuldigten in erheblichem Maße ihren 
Lebensunterhalt durch die Begehung die- 
ser und weiterer Straftaten bestritten ha- 
ben. Die Schusswaffen sind nach den bis- 
herigen Ermittlungen nicht in größeren 
Chargen sondern in Einzelverkäufen wei- 
tergegeben worden, und zwar an Personen 
aus dem rechten Milieu, dem allgemein- 
kriminellen Milieu, der Türsteher- und der 
Rockerszene. Schwerpunkte der Täterakti- 
vitäten liegen in Schleswig-Holstein in 
den Bereichen Flensburg, Nortorf und 


: Körn. Mit einer gewissen Unter- 
treibung lässt sich mit Recht be- 
_ haupten, auf der Funktionärsebene 
von pro Köln seien Jurist(inn)en nicht un- 
terrepräsentiert. Jürgen Clouth, Markus 
Beisicht, Judith Wolter — alles Rechtsan- 
wälte. Dass auch Leute, die zwei juristi- 
sche Staatsexamen ihr Eigen nennen, mit 
gültigen Rechtsnormen eher großzügig 
umgehen, ist prinzipiell nichts allzu Neu- 
es. Erinnert sei an die menschenverach- 
tenden Plakate, in denen ein Kopfgeld auf 
eine illegalisierte Romafrau ausgesetzt 


—— rüber zu reden und hinter meinem Rü- 


cken! Damit er zu Euch wechselt, habt 
Ihr ihm alles versprochen, ohne Rück- 
sicht auf Verluste! Vorher habt Ihr mir 
vorgeheuchelt, Spitzenkandidatin zu 
sein.“ Die innerparteiliche Kommunikati- 
on sei von Eifersüchteleien und Mobbing 
geprägt gewesen: „Ich finde das ist eine 
ganz fiese Art, Menschen gegeneinander 
auszuspielen. Ist das Eure Vorstellung 
von Personalführung oder Mitglieder- 
pflege? Bin die Lügerei und das gegenei- 
nander ausspielen der Leute satt!“ 
Michael Lausberg I 


1 de.altermedia.info/.../austritt-„pro-koeln”-verliert- 
jugendbeauftragren-270509_29003.html (Recht- 
schreibfehler werden übernommen) 

2 hitp://gesamtrechts.wordpress.com/2009/07/ 
07 /nach-austritt-das-sagt-pro-nrw-aussteiger-uwe- 
berger/ (Rechtschreibfehler werden übernommen) 
3 ao-wipperfuehrt.blogspot.com/marylin-anderegg 
bei pro-koeln.html (Rechtschreibfehler werden über- 
nommen) 


Razzia gegen Neonazis 


Westküste. Einer der aus Flensburg stam- 
menden Haupttäter ist über die Landes- 
grenzen hinaus als Mitglied der rechten 
Szene bekannt und in diesem Zusammen- 
hang bereits wiederholt polizeilich aufge- 
fallen. Weitere Beschuldigte stehen der 
rechten Szene nahe. 

Die Ermittler stellten eine Vielzahl von 
Waffen, Munition und weiteren Tatmitteln 


sicher: 6 Maschinenpistolen, davon zwei 
mit Schalldämpfer, 7 Pistolen, davon eine 
mit Schalldämpfer, 5 Revolver, 1 sogen. 
Pumpgun, 12 Langwaffen (Jagdgewehre), 
Waffenteile, diverse Schreckschusswaffen 
und verbotene Messer, Bolzenschussgerä- 
te sowie etwa 2000 Schuss Munition ver- 


schiedenen Kalibers 
Bei Verbindungen zwischen Rockern 
und Rechtsextremen handelt es sich nach 
Ansicht der Bundesregierung um „verein- 
zelt festzustellende Berührungspunkte“ 
bzw. „besonders gelagerte Einzelfälle“, 
aus denen sich ein bundesweiter Trend ei- 
ner ideologisch basierten Verbindung zwi- 
schen den beiden Gruppierungen nicht ab- 
leiten lasse. Dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz liegen nur in 
zwei (Einzel-)Fällen Informatio- 
nen über Verbindungen von Mit- 
gliedern der rechtsextremisti- 
schen NPD zu Angehörigen von 
Rockergruppierungen vor. 
Unterdessen wurde bekannt, 
dass auch in Mecklenburg-Vor- 
pommern offenbar eine Verbin- 
dung zwischen Neonazis und Rockermi- 
lieu besteht. In Südniedersachsen waren 
zudem bei Razzien im Neonazi- und Rot- 
lichtmilieu ebenfalls zahlreiche Waffen si- 
chergestellt worden. 
Quelle: http://Inpd-blog.info/2009/ 
10/13/razzia-gegen-neonazis-sechs-ma- 
schinenpistolen-beschlagnahmt/ 


Pro Köln: Im Zweifel gegen 
den Angeklagten 


wurde oder an den Umgang mit städti- 
schen Geldern für die Arbeit der Stadt- 
ratsfraktion, die in Wirklichkeit rechts- 
widrig für die Arbeit der Partei ausgege- 
ben wurden. Pro Köln gab es zu dieser 
Zeit noch nicht, aber heute führende Mit- 
glieder der Bürgerbewegung hatten sich 
damals in der „Deutschen Liga für Volk 
und Heimat“ organisiert und pfiffen auf 
Recht und Gesetz wenn es ihnen ange- 
bracht erschien. Einen eher lockeren Um- 
gang mit Justitia scheint auch pro-Köln- 
Stadtrat Jörg Uckermann zu pflegen, der 
schon mal handgreiflich wird und der vor 
wenigen Tagen die Polizei wegen Steuer- 
ermittlungen im Haus hatte. 

Wie pro Köln zu rechtsstaatlichen 
Grundsätzen steht, lässt sich aktuell an 
der Reaktion der Rechten auf eine Justiz- 
posse ablesen: Im Februar 2008 hatten, 
der Jahreszeit angemessen, Clowns an ei- 
ner öffentlichen Versammlung der „pro- 
Köln-Jugend“ teilgenommen und die 
Veranstaltung auf ihre Art kommentiert. 
Die Veranstalter waren weniger karneva- 
listisch gesinnt und nannten das ganze 
Hausfriedensbruch. Letzte Woche fand 
daraufhin vor dem Kölner Amtsgericht 
ein Prozess gegen einige Clowns statt. Da 
sich aber nicht klären ließ, ob die Ange- 
klagten überhaupt diejenigen waren, die 
die Veranstaltung besucht hatten, wurden 


sie freigesprochen. Sechs Zeugen, drei 
pro-Köln-Mitglieder und drei Polizisten, 
konnten niemanden identifizieren. 

„Im Zweifel für den Angeklagten“: der 
alte römische Rechtsgrundsatz, der aus 
gutem Grund immer noch gilt, passt pro 
Köln diesmal überhaupt nicht in den 
Kram. Deshalb setzt es Urteilsschelte: 
„Die bundesweit bekannte Kölner Ku- 
scheljustiz hat sich und den Rechtsstaat 
heute in jedem Fall wieder einmal der Lä- 
cherlichkeit preisgegeben. Das Urteil war 
für Kenner der Kölner Szene dementspre- 
chend auch nicht überraschend. Ist es 
doch ein offenes Geheimnis, dass insbe- 
sondere die Kölner Staatsanwaltschaft 
nur dann zur Hochform aufläuft, wenn es 
sich um krampfhafte Kriminalisierungs- 
versuche gegen pro-Köln-Funktionäre 
handelt“, wird auf der pK-Homepage ge- 
zetert. 

Eins muss man pro Köln lassen: Die 
Meisterschaft, einerseits der blinden Göt- 
tin Justitia bei jeder sich bietenden Gele- 
genheit ein Bein zu stellen, aber zu jam- 
mern, weil man nicht in der Lage ist, 
Menschen, die man eines Verbrechens 
bezichtigt, wiederzuerkennen und des- 
halb in einem Prozess auf dem Bauch 
landet, ist unerreicht. Aber vielleicht liegt 
das ja an den vielen Jurist(inn)en in den 
Reihen der „Bürgerbewegung‘“. ti 
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 Baden-Württemberg war jahrelang 
neben Bayern ein „Stammland“ 
der Republikaner (REP). Mittler- 
weile befinden sich die REPs in Baden- 
Württemberg wie auch auf Bundesebene 
auf dem absteigenden Ast. 


Verluste bei der Europawahl 


In Baden-Württemberg konnten die REPs 
bei der Europawahl am 7. Juni 2009 ledig- 
lich 1,9 Prozent der Stimmen erreichen. 
2004 waren es noch 2,8 Prozent gewesen. 
Bundesweit landete die extrem rechte Par- 
tei 2009 bei 1,3 Prozent (2004: 1,9 %, 
1994: 3,9 1989: 7,1 %). 


«.. wie auch bei den Kommunalwahlen 


Offensichtlich konnten die REPs mit ih- 
ren Wahlkampfthemen nicht punkten, ge- 
schweige denn ihre Wählerschaft mobili- 
sieren. In lediglich acht von 44 Wahlkrei- 
sen in Baden-Württemberg reichte es den 
REPs zum Antritt bei den Kommunal- 
wahlen, darunter Esslingen, Mannheim 
und Stuttgart. Die REPs sollten in diesem 
Doppelwahlkampf nach Wunsch des 
Landesvorsitzenden Ulrich Deuschle als 
„Soziale Heimatpartei“ verkauft werden. 
Das deckt sich mit der Forderung nach ei- 
nem „Europa der Vaterländer“, welche 
die Partei mit dem Slogan „Raus aus die- 
ser EU!“ im Europawahlkampf propa- 
gierte. Auf kommunaler Ebene erlangten 
die REPs ein Stadtratsmandat in Stuttgart 
und sie verloren alle ihre Bezirksbeirats- 
sitze in Bad Cannstatt, Zuffenhausen und 
Mühlhausen. Insgesamt hat die Partei in 
Baden-Württemberg nur noch zehn Man- 
date in kommunalen Vertretungen. 


Abgrenzungspolitik der REP 


Das ständige Wiederholen der Aussage, 
dass die REPs „im Gegensatz zur NPD 
oder zur Linken, nicht als extremistische 
Partei im Verfassungsschutzbericht aufge- 
listet“ werden, führte sicherlich auch dazu, 
dass sich viele Wählerinnen vom rechten 
Rand entschlossen, nicht die REPs zu 
wählen. In Mannheim erklärten die REPs 
bereits am 26. Mai: „Wir erteilen ... jeder 
Kooperation mit Parteien und Organisatio- 
nen entgegengesetzter Zielrichtung wie 
etwa Deutsche Liste, NPD oder Neonazi- 
Gruppen oder aber der Linken oder den 
Grünen eine eindeutige Absage — mit er- 
klärten Gegnern der Demokratie, seien es 
rechte oder linke, nationale oder interna- 
tionale Sozialisten, kann es keine Gemein- 
samkeiten oder Zusammenarbeit geben.“ 
Gut abgeschrieben und ganz im Sinne der 
Bundespartei, die schon 2006 in einer Re- 
solution auf ihrem Parteitag im Dezember 
„jeder Kooperation mit Parteien und Orga- 
nisationen entgegengesetzter Zielrichtung 
wie etwa NPD oder Neonazi-Gruppen 
oder aber PDS/Linke oder den Grünen 
eine eindeutige Absage“ erteilte. 


Rechte Bündnispolitik gescheitert 


In Mannheim versuchte die NPD zusam- 
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Bundestagswahl 2009 


Republikaner im Südwesten 
auf dem absteigenden Ast 


men mit der Deutschen Liste (DL) eine 
gemeinsame Liste zur Kommunalwahl 
aufzustellen. Dies scheiterte jedoch an 
den „unannehmbare[n] Forderungen“ der 
DL, welche „die ersten 16 Listenplätze 
einer gemeinsamen Liste“ für ihre Kandi- 
datinnen wollte. Hinzu kam, dass die DL 
vom NPD-Kreisverband finanzielle Un- 
terstützung forderte. Die NPD kündigte 
daraufhin die Zusammenarbeit mit der 
DL auf, schloss jedoch auch eine Koope- 
ration mit den REPs aus, was aber „‚mehr 
mit der Bundes- und Landesführung [der 
REPS] zu tun [hatte], als mit den Kamera- 
den vor Ort“. 

Die Querelen im regionalen rechten 
Lager gipfelten darin, dass der NPD- 
Kreisvorstand eine Wahlempfehlung für 
die REPs herausgab, nachdem die tiefen 
Gräben zwischen NPD und DL nicht 
überwunden werden konnten. Bei der Eu- 
ropawahl sollten die NPD-Anhängerln- 
nen die DVU wählen. Daraufhin trat die 
DL alleine als „Deutsche Liste Mann- 
heim“ mit 16 KandidatInnen an und 
konnte 1,1 Prozent der Stimmen auf sich 
vereinigen. Die REPs kamen bei acht 
KandidatInnen auf 0,8 Prozent. Auch in 
Mannheim war es der Partei nicht gelun- 
gen, ein nennenswertes Kommunalwahl- 
ergebnis zu erzielen. 


Rheinland-Pfalz 


Im benachbarten Rheinland-Pfalz stand 
am 7. Juni ein Wahlmarathon an. In Be- 
zug auf die REPs waren insbesondere die 
Wahlen im südlichen Landesteil, der 
Pfalz, von Interesse. Hier sind ihre tradi- 
tionellen Hochburgen. 

Die Partei war zu 192 Wahlen in den 
Kreisen, Städten und Gemeinden der 
Pfalz angetreten. Bei lediglich einer 
konnte sie ihr Ergebnis gegenüber der 
letzten Wahl steigern; bei zwei konnte sie 
ihr Ergebnis halten; bei 189 Wahlen 
musste die Partei Einbußen hinnehmen. 
Und diese fielen nicht nur marginal aus: 
Die Verluste lagen meist bei einem Drittel 
der Stimmenanteile gegenüber 2004: 
Während die Ergebnisse in den ländli- 
chen Gebieten oftmals zwischen zwei 
und vier Prozent lagen, konnten die REPs 
vor allem in den Kleinstädten bessere Er- 
gebnisse erzielen. In ihren Hochburgen 
Ludwigshafen, Germersheim und Pirma- 
sens mussten sie zwar auch empfindliche 
Verluste einstecken, bewegen sich aber 
dort immer noch deutlich über 6 Prozent. 


Lokale Kooperation mit der Deut- 
schen Liste 


Eine Besonderheit ist in Ludwigshafen zu 
finden. Hier einigte sich der Kreisver- 


band der REPs mit der Deutschen Liste 
auf eine gemeinsame Liste für die Stadt- 
ratswahl. 

Dass sich DL und REPs gut verstehen, 
mag nicht verwundern. Es ist jedoch ein 
Novum, dass sich die nach außen bürger- 
lich und verfassungstreu auftretenden 
REPSs offen auf eine Zusammenarbeit mit 
den Neonazis der DL einlassen. Ob dies 
ein Testballon für breitere Wahlen war 
oder nur der lokalen Konstellation ge- 
schuldet ist, lässt sich momentan nicht 
abschätzen. Klar ist aber, dass die REPs 
versuchen sich rechtsaußen zu profilie- 
ren, in der Sorge, Stimmen und Personal 
an die NPD zu verlieren. In diesem Span- 
nungsfeld zwischen Abgrenzung und In- 
tegration wird es wahrscheinlich nicht die 
letzte Kooperation dieser Art sein. 


Finale in Ludwigshafen verloren 


Als krönenden Wahlkampfabschluss 
planten die REPs für den Vortag der Wahl 
eine Großdemonstration durch die Lud- 
wigshafener Innenstadt mit mehreren. 
tausend TeilnehmerInnen. Es folgte eine 
massive Mobilisierung zur Verhinderung 
des Aufmarsches, die von lokalen antifa- 
schistischen sowie bürgerlichen Gruppen 
getragen wurde. Aufgrund des starken öf- 
fentlichen Drucks verzichteten die REPs 
auf eine Demonstration und einigten sich 
mit der Stadt Ludwigshafen auf eine 
Kundgebung weit außerhalb der Innen- 
stadt. Sie hatten feststellen müssen, dass 
ihre Mobilisierung alles andere als gut 
lief und sie den Mund deutlich zu voll ge- 
nommen hatten. : 

Am 6. Juni fanden sich dann ca. 300 
Antifaschistinnen in Ludwigshafen ein, 
um den REPs einen gebührenden Emp- 
fang zu bereiten. Wer nicht erschien, wa- 
ren die REPs, die ihre Kundgebung am 
Morgen abgesagt hatten. Selbst den Ver- 
such, spontan mit rund einem Dutzend 
TeilnehmerInnen zumindest eine Kund- 
gebung im 20 Kilometer entfernten Spey- 
er durchzuführen, mussten die REPs, an- 
gesichts der Anwesenheit von ca. 100 An- 
tifas abbrechen. Diese Niederlage im 
Wahlkampffinale hätte nicht deutlicher 
ausfallen können. 


Fazit 


Es gelang den REPs 2009 weder in Ba- 
den-Württemberg noch in Rheinland- 
Pfalz, am rechten Rand der CDU-Wiähle- 
rInnenstimmen für sich zu gewinnen. 
Ebenso konnte die Partei nicht von den 
internen Streitigkeiten innerhalb der NPD 
und der bröckelnden „Volksfront“ aus 
DVU und NPD profitieren 

F. Schmidt und Paul Schuster I 


rederic Mitterrand geriet auf- 
rund seiner Homosexualität 

unter Beschuss. Marine Le Pen 
konnte durch ihren Fernseh-Auftritt ei- 
nen dicken PR-Coup landen und sich vo- 
rübergehend als „lautstärkste Opposi- 
tionspolitikerin” profilieren. Die Homo- 
phobie (Homosexuellenfeindlichkeit) 
dürfte infolge dieser Schmutzkampa- 
gne anwachsen. 


Im Vordergrund der französischen Innen- 
politik stand in den letzten 14 Tagen eine 
doppelte Affäre, in deren Mittelpunkt ein 
Name steht: jener von Fred£ric Mitterrand. 
Er amtiert seit Anfang des Jahres 2009 als 
französischer Kulturminister. 

Um ihn entspann sich seit den ersten 
Oktobertagen dieses Jahres ein Skandal, 
der auf einen anderen Skandal von Ende 
September 2009 „einen draufsetzt‘“. Im 
September ging es zunächst darum, dass 
Mitterrand als französischer Minister den 
in Zürich verhafteten Filmemacher Ro- 
man Polanski (der die französische und 
die polnische Staatsbürgerschaft hat) ver- 
teidigte. Polanski wird vorgeworfen, im 
Jahr 1977 in Kalifornien eine 13/jährige 
unter Drogen gesetzt zu haben, um Anal- 


MÜncHEn. In den 90er Jahren 
war Mumia Abu Jamal wohl allen 
halbwegs links-alternativen Ju- 
gendlichen bekannt durch Songs und 
Agitation der Band Rage Against The 
Machine. Heute kennen ihn z.B. die Le- 
ser_innen der Jungen Welt durch seine 
dortige Kolumne. Insgesamt war es aber 
lange Zeit still geworden um den zum 
Tode verurteilten Abu-Jamal. Und das 
macht sich die rassistische Klassenjustiz 
jetzt zu nutze, um nach all den Jahren die 
Todesstrafe nun doch wieder einsetzen 
und schlussendlich vollstrecken zu kön- 
nen. Überraschend, begann bereits am 
29. September 2009 die nächste Sit- 
zungsphase des US Supreme Courts. In 
naher Zukunft wird die Entscheidung er- 
wartet, ob sie die Wiedereinsetzung der 
Todesstrafe gegen Mumia Abu-Jamal für 
verfassungsgerecht halten, wie es die 
Staatsanwaltschaft von Philadelphia for- 
dert. Wie Mumias Verteidigung sagt, ist 
Mumia in der lebensbedrohtesten Lage 
seit seiner Festnahme 1981. 

Die Rote Hilfe e.V. ruft zusammen mit 
dem VVN-BdA Bundessprecherkreis & 
VVN-BdA Bundesausschuss sowie vie- 
len anderen Erstaufrufer_innen zu einer 
bundesweiten Demonstration in Berlin 
für den Fall auf, dass ein Hinrichtungsda- 
tum ausgesprochen wird. Diese wird drei 
Tage nach der Bekanntgabe eines Todes- 
urteils in Berlin stattfinden. Bundesweit 
gibt es in verschiedenen Städten den Plan 
„+12“, was besagt, dass am 3. Tag nach 
einem Hinrichtungsbeschluss um 12 Uhr 
bundesweit Proteste vor US-amerikani- 
schen Einrichtungen stattfinden sollen. 


Frankreich: 


Rechtsextreme Kampagne 
gegen den Kulturminister 


verkehr mit ihr haben zu können. Mitter- 
rand verteidigte ihn - nicht seine Tat, son- 
dern Polanski als „wichtige Kulturgröße“ 
und in seinen Augen epochalen Cin&asten, 
den man nicht mit einer „alten Geschich- 
te“ behelligen solle. In dasselbe Horn stie- 
ßen auch andere französische Politiker 
und Prominente, die in erster Linie einen 
prominenten (eingebürgerten) Landsmann 
verteidigen wollten. (Und deren Stand- 
punkt in dieser Frage dabei durchaus kri- 
tikwürdig ist. Wenngleich sie daneben 
auch legitime Abwehrreaktionen gegen 
den Fanatismus eines US-Richters, der 
beim Wort „Analverkehr“ sofort rot sieht 
und die Strafsache gegen Polanski seit 32 
Jahren mit unglaublichem Eifer verfolgt, 
und gegen das äußerst miese US-Justiz- 
system beinhaltet.) 

Hingegen nutzte Marine Le Pen den An- 
lass schnell, um noch in der letzten Sep- 
temberwoche Law & Order-Propaganda 


Stoppen wir die Hinrichtung! Aktionen für das 


zu verbreiten: Die Regierung, die Kultur- 
schickeria die „Bobos“ (Abkürzung für 
„bourgeois-bohemes“: französische Be- 
zeichnung für linksliberale Gutmenschen, 
die zugleich „Besserverdienende“ sind) 
seien Komplizen eines Verbrechers. Und 
zeigten dadurch einmal mehr ihr wahres 
Gesicht. 

Die zweite Stufe der Rakete wurde am 
5. Oktober gezündet.; in Gestalt der in ei- 
ner Fernsehsendung an dem gegen den 
Minister erhobenen Pädophilievorwürfe 
von Marine Le Pen. Letztere ist bekannt- 
lich die jüngste von drei Töchtern des al- 
ternden Parteichefs des rechtsextremen 
Front National (FN), Jean-Marie Le Pen, 
und gilt als dessen künftige Parteivorsit- 
zende in spe. 

Frederic Mitterrand sah sich gezwun- 
gen, sich am 8. Oktober in einer Abend- 
sendung zur besten Einschaltzeit öffent- 
lich zu rechtfertigen. er 


Leben und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal 


Beteiligt Euch an Solidaritätsaktionen, 
schafft Öffentlichkeit! Tag und Ort der 
Auftaktkundgebung und andere aktuelle 
Entwicklungen erfahrt unter www.mu- 
mia-hoerbuch.de, www. rote-hilfe.de 
Seit über 27 Jahren sitzt Mumia Abu- 
Jamal in den USA in der Todeszelle. Ver- 
urteilt für einen Polizistenmord, der ihm 
untergeschoben wurde, um ihn zum 
Schweigen zu bringen. Der afroamerika- 
nische Aktivist kämpft seit seiner frühes- 
ten Jugend — damals als Pressesprecher 
der Black Panther Party — und bis heute 
als freier Journalist — gegen Rassismus, 


Polizeigewalt, Klassenherrschaft und 
Krieg. Seine Verurteilung 1982 war eine 
Farce. Der Staatsanwalt siebte systema- 
tisch schwarze Geschworene heraus, prä- 
sentierte manipulierte sowie frei erfunde- 
ne Beweise und unterdrückte entlasten- 
des Material. Ein offen rassistisch agie- 
render Richter sorgte dafür, dass sämtli- 
che Verstöße gegen die verfassungsmäßi- 
gen Rechte des Angeklagten durchka- 
men. Seitdem kämpft Mumia um ein neu- 

es Verfahren und seine Freiheit. 
Münchner Soli-Bündnis: http://mumia- 
soli-muenchen.tk/ 
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Die durch die extreme Rechte auf brei- 
ter Front losgetretene Kampagne gegen 
den französischen Kulturminister ver- 
mengt und vermischt dabei so unter- 
schiedliche Aspekte wie Homosexualität, 
Sextourismus, Pädophilie und Vergewalti- 
gung miteinander: Ursprünglich war Mari- 
ne Le Pen an jenem späten Abend des 5. 
Oktober )9 in eine Sendung eingeladen, 
um über schwere sexuelle Gewalt und 
über den Umgang mit Sextätern zu disku- 
tieren — voraus ging im September 2009 
ein Mord an einer Joggerin durch einen 
verurteilten Triebtätern, der sich auf Frei- 
gang aus der Haftanstalt befand. Am 2. 
Oktober wurde ein weiteres, ähnliches 
Verbrechen bekannt. 

In der Sendung grub die rechtsextreme 
Nachwuchspolitikerin jedoch ein vier Jah- 
re altes Zitat aus einem zum Teil (vage) 
autobiographischen Buch des damaligen 
Kulturfunktionärs Fr&deric Mitterrand — 
eines bekennenden Homosexuellen — aus, 
in dem dieser darstellte, schwulen Sex in 
Thailand gehabt zu haben. Das Buch er- 
schien im Jahr 2005 unter dem Titel La 
Mauvaise vie und wurde in über 200.000 
Exemplaren verkauft. Bis dahin hatte nie- 
mand an den fraglichen Passagen, die ei- 
nen Bericht über (homo)sexuelle Kontakte 
in Thailand literarisch verpackten, Anstoß 
genommen. Die Vorwürfe von Marine Le 
Pen brachten ihn nun jedoch in die Defen- 
sive. Mitterrand hat inzwischen einge- 
räumt, dass die Sache mit dem schwulen 
Sex in Thailand auf ihn zutrifft, und dass 
er in manchen Fällen auch dafür bezahlt 
habe (was er im Nachhinein als schweren 
Fehler bezeichnet); er bestreitet aber äu- 
ßerst energisch, dass es sich dabei um 
Minderjährige gehandelt habe, deren 
Missbrauch er als Verbrechen bezeichnete. 

Die extreme Rechte führt seitdem eine 
lautstarke Kampagne für seinen Rücktritt 
durch und tut dabei so, als sei Mitterrand 
nicht nur homosexuell, sondern auch ein 
überführter Pädophiler — wofür es keiner- 
lei Beweis gibt —- und Vergewaltiger oder 
jedenfalls Rechtfertiger von Vergewalti- 
gern. Inzwischen hat eine Recherche des 
konservativ-liberalen _Wochenmagazins 
L’Express genauere Auskünfte darüber ge- 
geben, wie der FN dabei vorgegangen ist. 
Eine „Zelle“ von fünfzig Mitarbeitern ist 
demnach damit beauftragt, systematisch 
die Presse, das Internet und — im übertra- 
genen Sinne — die Mülleimer von promi- 
nenten Persönlichkeiten zu durchstöbern, 
um auf „skandalisierungsfähige“ Vor- 
kommnisse oder Fakten zu stoßen. Diese 
„Zelle für Öffentlichkeitsarbeit“ alimen- 
tiert zu guten Teilen die dem FN verbunde- 
ne Webseite im Internet „Nations Presse 
Info“ (NPT) - die seit Mai 2008 die Nach- 
folge der damals bankrott gegangenen 
„Nationalen Wochenzeitung“ (National 
Hebdo) des FN angetreten hat, und Marine 
Le Pen sowie ihrer Umgebung nahe steht. 
Als die Nachricht von der Verteidigung 
des Filmemachers Polanski durch Frederic 
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Mitterrand und der dadurch ausgelöste 
Skandal publik wurde, begann diese „Zel- 
le“, sich das Buch Mitterrands von 2005 
zu besorgen — das beim FN bis dahin nie- 
mand gelesen hatte — und systematisch auf 
die Suche nach „skandalträchtigen“ Zeilen 
durchzublättern und auszuwerten. Noch 
Ende September erschien eine „Enthül- 
lung“ dazu auf der Webpage NPI. Diese 
Passage blieb weitgehend originalgetreu 
gegenüber den Buchpassagen in La mau- 
vaise vie — mit einer Ausnahme, aber einer 
(ge)wichtigen: Frederic Mitterrand hatte 
in seinem Werk über Sex mit „gargons“ in 
Thailand geschrieben. Nun bedeutet die- 
ses Wort im Französischen zwar so viel 
wie „Knaben“, wird aber durch Homose- 
xuelle (laut Auskunft einiger unter ihnen) 
altersunspezifisch für männliche Personen 
jeglicher Altersstufe benutzt. Auf der FN- 
nahen Homepage aber nun wird an ent- 
scheidender Stelle ein einziges Wörtchen 
eingefügt: Aus „gargons“ wird, bei NPI, 
nun „jeunes gargons“. Dieses Begriffspaar 
(‚junge Knaben“) bezieht sich nunmehr 
eindeutig auf Minderjährige — was im Ori- 
ginal bei Frederic Mitterrand nicht der Fall 
war. Dieses eine Wörtchen genügte für 
eine offenkundige Fälschung des Sinnge- 
halts, die schwere Konsequenzen hat. Seit- 
dem hält sich die extreme Rechte in ihren 
Hassausbrüchen gegen Frederic Mitter- 
rand nicht mehr zurück. 

Im Mittelpunkt ihrer Agitation steht da- 
bei die Figur des „Perversen“, der als von 
Natur aus bösartig und triebgesteuert be- 
zeichnet wird. Bei rechtsradikalen De- 
monstrationen gegen den Minister — wie 
jener am 10. Oktober in Bordeaux, anläss- 
lich eines Besuchs Frederic Mitterrands, 
die (unter dem schmutzigen Slogan „Mit- 
terrand, fass unsere Kinder nicht an“) vom 
Bloc identitaire organisiert wurde — macht 
sich eine regelrechte Vernichtungswut 
Luft. Doch der Forderung nach Rücktritt 
des Ministers schloss sich wiederum, aus 
als populistisch zu bezeichnenden Grün- 
den, auch eine Teilfraktion der französi- 
schen Sozialdemokraten an. 


Zu denen, die seinen Rücktritt lautstark 
forderten, zählte zunächst auch der zum 
eher linken Flügel zählende Parteisprecher 
Benoit Hamon. Er erklärte, aus „sowohl 
sozialen und moralischen Gründen“ ‘— un- 
ter Erstere fasst er die Ablehnung von Sex- 
tourismus und der Ausbeutung von Ab- 
hängigen - müsse der Minister zurücktre- 
ten. Dass auch die extreme Rechte diese 
Forderung erhebe, verhindere diese Posi- 
tionierung nicht, vielmehr dürfe man ihr 
„nicht das Terrain überlassen“. Am 9. Ok- 
tober zog er die Forderung dann jedoch er- 
satzlos wieder zurück, da der Minister er- 
läutert habe, dass es in keinem Fall um 
Minderjährige gegangen sei. 

Unterdessen war aus anderen Teilen der 
zur Zeit heillos zerstrittenen und strate- 
gisch konfusen, französischen Sozialde- 
mokratie bereits heftiger Widerspruch er- 
klungen. So warf beispielsweise der Euro- 
paparlamentarier Harlem Desir (früher 
Sprecher von SOS Racisme) seinem Par- 
teifreund die Beteiligung an „einer popu- 
listischen Kampagne“ von ganz rechts vor. 
Ähnliches gab auch der Kopf einer Links- 
abspaltung vom Parti Socialiste, Jean-Luc 
Me&lenchon — Anführer der „Linkspartei“ 
(Parti de gauche, PG) — zu Protokoll. Ver- 
gleichbare Positionen bezog auch der Grü- 
ne Daniel Cohn-Bendit, während Benoit 
Hamons anfängliche Position Applaus von 
der äußersten Parteirechten in Gestalt des 
populistischen Bürgermeisters von Evry 
und Law & Order-Politikers, Manuel Valls 
(„Es gibt Regeln“), erhielt. Auch der Fern- 
sehphilosoph BHL meldete sich zu Wort 
und warf einigen PS-Politikern Unterstüt- 
zung für eine rechtsextreme Kampagne 
vor. 

Die Debatte klingt inzwischen in den 
französischen Medien ab, doch wird sie 
noch weitere Auswirkungen haben. Inzwi- 
schen gibt es eine Strafanzeige in Brüssel 
sowie die Ankündigung einer Strafanzeige 
durch eine rechtsextreme französische Po- 
lizeigewerkschaft gegen Mitterrand - der 
seinerseits seinen Verfolgern mit Klagen 
droht. Bernhard Schmid, Paris # 
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Cap Anamur-Prozess: Frei- 
spruch für Kapitän Stefan 
Schmidt und Elias Bierdel 


PRO ASYL: Bereits das Verfahren hatte 
negative Signalwirkung auf die humanitä- 
re Hilfe. Auf die Anklagebank gehört die 
Flüchtlingspolitik Italiens und Europas 

Der Cap Anamur-Prozess ist nach drei 
Jahren zu Ende. Mit dem Freispruch hat 
die italienische Justiz die einzig mögliche 
Konsequenz gezogen, denn schon die An- 
klage hätte nie erhoben werden dürfen. 
Humanitäre Hilfe ist niemals ein Verbre- 
chen. PRO ASYL fordert, dass auch die 
tunesischen Fischer, in deren Verfahren 
die Urteilsverkündung noch aussteht, 
ebenfalls freigesprochen werden. Derarti- 
ge Strafverfahren gegen humanitäre Hel- 
fer müssen für die Zukunft ausgeschlos- 
sen werden. 

Bereits von dem quälend langen Ver- 
fahren ging eine verheerende Signalwir- 
kung aus. Zunehmend berichten Boots- 
flüchtlinge, in den Gewässern zwischen 
Libyen, Malta und Italien seien Schiffe an 
ihren seeuntüchtigen Flüchtlingsbooten 
vorbeigefahren ohne zu helfen. Die Saat 
der Inhumanität, ausgebracht vom frühe- 
ren Innenminister Schily und seinem ita- 
lienischen Amtskollegen Pisanu, geht da- 
mit auf. Sie wollten mit einem harten Vor- 
gehen gegen die Cap Anamur humanitäre 
Hilfe kriminalisieren und Nachahmer ab- 
schrecken. 

Die Crew mit einem skandalösen Ver- 
fahren zu überziehen und mit den 37 ge- 
retteten Flüchtlingen per Blitzabschie- 
bung kurzen Prozess zu machen, sollte 
zwei Botschaften vermitteln. Schiffsbe- 
satzungen sollten in Zukunft wegschauen 
und weiterfahren. Potentiellen Schutzsu- 
chenden sollte eingebläut werden: An un- 
seren Küsten warten Inhaftierung und 
Rücktransport. Den politischen Charakter 
des Verfahrens hat der Oberstaatsanwalt 
von Agrigento zu Anfang des Verfahrens 
offen eingestanden: Man sei in rechtlicher 
und politischer Hinsicht dazu gezwungen, 
die Wiederholung solcher Aktionen zu 
verhindern, auch wenn sie in edler Ab- 
sicht geschehen. 

Auf die Anklagebank gehört die men- 
schenverachtende Flüchtlingspolitik der 
Regierung Berlusconi, international be- 
kannt als Push-back-policy. Die italieni- 
sche Küstenwache bringt seit Anfang Mai 
2009 Flüchtlingsboote in internationalen 
Gewässern auf und drängt sie nach Liby- 
en zurück. Über tausend Bootsflüchtlin- 
gen werden dort die Menschenrechte vor- 
enthalten. Dort werden sie in Haftlagern 
festgehalten, oftmals schwer misshandelt, 
in der Wüste ausgesetzt oder abgescho- 
ben. 

Für die beiden Freigesprochenen gehen 
Jahre großer Ungewissheit zu Ende, wäh- 


rend derer sie sich zur 
Verfügung der italieni- 
schen Justiz halten 
mussten. Schon die Ver- 
fahrensdauer selbst war 
ein Mittel zum politisch 
erstrebten Zweck: der 
Abschreckung von hu- 
manitärem Handeln. 
Der so entstandene 
Schaden kann nicht 
wieder gut gemacht 
werden. Über die unmit- 
telbare Rettungstat hi- 
naus bleibt es das huma- 
nitäre Verdienst der Cap Anamur-Crew, 
mit ihrer Tat den Menschenrechtsskandal 
an der EU-Außengrenze offengelegt zu 
haben: Europa lässt sterben. 

PM Pro Asyl MM 


5.000 Rettungsringe für 
Flüchtlinge 


BERLIN. Zum bundesdeutschen Flücht- 
lingstag am 2. Oktober präsentierten Ver- 
treter/innen der Save me Kampagne vor 
dem Berliner Hauptbahnhof eine „Instal- 
lation der Aufnahmebereitschaft für 
Flüchtlinge“ aus rund 5.000 Rettungsrin- 
gen, mit Kampagnen-Ortsschildern und 
Schlauchbooten. Die Rettungsringe ste- 
hen stellvertretend für rund 5.000 Bürge- 
rinnen und Bürger, die sich bislang öffent- 
lich bereit erklärt haben, in Deutschland 
ankommenden Flüchtlingen aktiv zur Sei- 
te zu stehen. 

Die von PRO ASYL koordinierte Save 
me Kampagne wird von über 50 bundes- 
weiten Organisationen unterstützt und in 
mittlerweile 43 Städten deutschlandweit 
umgesetzt. Sie wurden bei der Aktion vor 
dem Hauptbahnhof durch gelbe Ortsschil- 
der repräsentiert. Ziel von „save me“ ist 
die großzügige Beteiligung Deutschlands 
an der Neuansiedlung von Flüchtlingen 
in Deutschland (Resettlement). UNHCR 
vermittelt besonders schutzbedürftige 
Flüchtlinge aus perspektivlosen Situatio- 
nen in aufnahmebereite Industriestaaten. 
Der Anteil der europäischen Staaten, 
bleibt aber mit rund 7 % noch weit hinter 
den Erwartungen und Möglichkeiten zu- 
rück. 2008 nahm die EU der 27 rund 
4.400 Schutzsuchende auf. Anfang Sep- 
tember hat die EU-Kommission einen 
Vorschlag für ein gemeinsames europäi- 
sches Resettlementprogramm vorgestellt. 

„Ein solches Programm darf allerdings 
nicht das Feigenblatt der Abschottungspo- 
litik sein“, sagte PRO ASYL-Geschäfts- 
führer Günter Burkhardt. „Viele Flücht- 
linge leben seit Jahren unter elenden Be- 
dingungen und ohne Chance auf Schutz, 
sie benötigen dringend eine neue Heimat. 
Deutschland sollte verbindlich einen jähr- 
lichen Beitrag leisten, der der Größe und 


den Möglichkeiten der Bundesrepublik 
entspricht.‘ 

In einer stetig steigenden Zahl von 
Stadt-/Gemeinderatsbeschlüssen beken- 
nen sich deutschlandweit Kommunen zu 
save me und erklären ihre Bereitschaft zur 
Aufnahme von Flüchtlingen. Das macht 
Hoffnung und zeigt deutlich: die Men- 
schen vor Ort, in den Städten und Ge- 
meinden, sind weit mutiger und offener 
als die bisherigen Beschlüsse der Politik. 
Es ist also höchste Zeit dieses deutliche 
Signal für einen großzügigen und huma- 
nen Umgang mit Flüchtlingen in die Bun- 
despolitik zu tragen! 

Die Aktion hat deutlich illustriert: Viele 
Menschen in Deutschland sind zur Auf- 
nahme von hilfsbedürftigen Flüchtlingen 
bereit! Save me - Koordinator Matthias 
Weinzierl: „Wir appellieren an die neue 
Bundesregierung: Vertrauen Sie auf die 
Kommunen und die Bürgerinnen und 
Bürger. Wir sind bereit für eine großzügi- 
ge Flüchtlingsaufnahme!“ 

Von den derzeit 40 Städtekampagnen 
haben bereits folgende 14 Städte und das 
Land Schleswig-Holstein einen positiven 
Beschluss zur Aufnahme von Flüchtlin- 
gen in dem jeweiligen Ratsgremium errei- 
chen können: Aachen | Bonn | Düsseldorf 
| Erfurt | Greifswald | Hanau | Heidelberg | 
Kiel | München | Neubrandenburg | Reut- 
lingen | Rostock | Schwerin | Schleswig- 
Holstein | Tübingen | 


Bleiberecht: Verlängerung 
der Frist und Aufhebung der 


Stichtagsregelung 

Der UNHCR regt die Verlängerung der 
Frist zum Nachweis eigenständiger Un- 
terhaltssicherung sowie der Schaffung 
großzügiger Ausnahmeregelungen zu- 
gunsten humanitärer Härtefälle an. Im 
Weiteren schlägt UNHCR vor, die in bei- 
den Regelungen enthaltenen Einreise- 
stichtage aufzuheben und die Möglichkeit 
der Aufenthaltslegalisierung unabhängig 
von einem bestimmten Einreisedatum auf 
geduldete Flüchtlinge mit einer angemes- 
senen Voraufenthaltsdauer auszudehnen. 
Bei der Festsetzung der Voraufenthaltszei- 
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ten bittet UNHCR zu berücksichtigen, 
dass von Personen mit beispielsweise 
fünfjährigem Auslandsaufenthalt eine 
Rückkehr in ihr Herkunftsland auf Grund 
der zwischenzeitlich eingetretenen fakti- 
schen Verwurzelung in Deutschland häu- 
fig nur schwerlich erwartet werden kann. 
Wünschenswert wäre nach Einschät- 
zung von UNHCR eine Erweiterung der 
Regelung des $ 25 Abs. 5 AufenthG um 
einen Hinweis zur Zumutbarkeit der 
Rückkehr (unter Berücksichtigung der 
bisherigen Aufenthaltsdauer, dem Alter 
der Betroffenen, der sozialen und familiä- 
ren Verwurzelung in Deutschland sowie 
der tatsächlichen Chancen einer Reinte- 
gration der Betroffenen). 

Quelle: www.unhcr.de - flucht mailing 
list flucht@nds-fluerat.org I 


Initiative zum Schutz von 
Flüchtlingen: EU-Kommission 
stellt Neuansiedlungspro- 
gramm vor 


Anfang September hat die EU-Kommissi- 
on ein „gemeinsames Neuansiedlungs- 
programm“ (resettlement) vorgeschlagen, 
mit dessen Hilfe aus ihrer Heimat vertrie- 
benen Menschen aus Drittstaaten sich in 
Ländern der EU niederlassen können. Da- 
bei geht es um einen Transfer aus einem 
Erstasylland in ein aufnahmebereites 
Land der EU, wo sie einen Neuanfang 
wagen können und dauerhaft Schutz fin- 
den. Die Kommission greift damit Forde- 
rungen des Hohen Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen (UNHCR) und 
zahlreicher Menschenrechtsorganisatio- 
nen und Kirchen auf. 

Die meisten Flüchtlinge befinden sich 
in Afrika, Asien oder dem Nahen Osten in 
Nachbarländern oder der Region ihres 
Herkunftslandes. Häufig handelt es sich 
dabei um Entwicklungsländer mit be- 
grenzten Ressourcen, die nicht in der 
Lage sind, eine große Zahl von Flüchtlin- 
gen zu integrieren. Die Neuansiedlung 
wird von der Kommission als letzte Mög- 
lichkeit gesehen, wenn Flüchtlinge nicht 
in ihr Herkunftsland zurückkehren kön- 
nen und ihre Sicherheit im Drittland nicht 
gewährleistet ist. Viele dieser Flüchtlinge 
gehören zu besonders schutzbedürftigen 
Gruppen wie Kinder, allein erziehende 
Mütter, traumatisierte oder schwer kranke 
Personen. 

Der größte Teil der Flüchtlinge ist je- 
doch von den Neuansiedlungen nicht be- 
troffen. Nach Angaben des UNHCR müs- 
sen von weltweit zehn Millionen Flücht- 
lingen nur 203.000 neu angesiedelt wer- 
den. Im Jahr 2008 wurden weltweit 
65.000 Flüchtlinge neu angesiedelt, davon 
4.378 in der EU. Ein Neuansiedlungspro- 
gramm haben in der EU die nordischen 
Länder, Großbritannien und die Nieder- 
lande. Andere nehmen Neuansiedlungen 
ad hoc vor. Mit dem Programm möchte 
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Die endlose Flucht - zur Situation 
der Sinti und Roma in Europa 


Körn. Unter diesem Titel führten 
die Europaabgeordnete Cornelia 
Ernst und die Bundestagsabgeord- 
nete der Linken Sevim Dagdelen am 2. 
Oktober eine Anhörung im Komed durch. 
Die Tagung hatte zwei Stränge - 
Antiziganismus in Europa und Anziganis- 
tische Zustände in der Bundesrepublik. 

Im ersten Teil stellten europäische 
Roma und Sinti die Diskriminierung und 
Ausgrenzung dieser Bevölkerungsgruppe 
in verschiedenen europäischen Staaten 
dar. Roma und Sinti leben seit Jahrhun- 
derten in europäischen Staaten und sind 
insbesondere in einigen osteuropäischen 
Staaten heftigen rassistischen Angriffen 
ausgesetzt. Valeriun Nicolae vom Policy 
Center for Roma and Minorities (Buka- 
rest) belegte, dass Hetze gegen Roma in 
Rumänien selbst bei der sozialdemokrati- 
schen Partei im Wahlkampf benutzt wird, 
zeigte einen Filmausschnitt tschechischer 
Studenten, in dem das Waschen mit Ariel 
aus einem verschmutzten, dunkelhaari- 
gen Romakind einen blonden sauber ge- 
striegelten Jungen hervorbrachte. Die an- 
wesenden Roma-Vertreter formulierten 
Anforderungen an die EU: Sie wollen ein 
permanentes Sekretariat für Roma-Fra- 
gen bei der EU-Komission. Ein besonde- 
res Anliegen war ihnen, dass die Nichtre- 
gierungs-Organisationen, die die Situati- 
on der Roma und Sinti in allen Länder 
beobachten, Rassismus und Verfolgung 
öffentlich machen, weiter arbeiten kön- 
nen. Costel Bercus (Vorsitzender des 
Roma Education Fund, Budapest) trat für 
ein Jahrzehnt der Inklusion ein — vor al- 
lem im Bildungssystem aller europäi- 
schen Staaten müsste die Situation und 
die Bedürfnisse der Roma berücksichtigt 
werden. 


Im zweiten Block nahm die drohende 
Aufhebung der Duldung der jugoslawi- 
schen Kriegsflüchtlinge, von denen die al- 
lermeisten Roma sind, den wichtigsten 
Raum ein. Kurt Holl vom Rom e.V. erläu- 
terte die Situation der hier lebenden Roma 
und forderte von der Linken, dass sie sich 
für ein Abschiebe-Moratorium einsetzt. 
Gerade vor dem Hintergrund, dass alle 
Balkanstaaten die Mitgliedschaft in der 
EU anstreben, seien die drohenden Ab- 
schiebungen von ca. 5000 Roma in den 
Kosovo menschenunwürdig und hanebü- 
chen. Solange die Sicherheit und Existenz 
der Roma im Kosovo nicht gesichert ist, 
ist jede Abschiebung eine Abschiebung in 
die Bedrohung. Seit 1999 sind Roma und 
Aschkali im Kosovo Opfer einer Verfol- 
gung, wie es sie seit der Besetzung des 
Balkans durch die deutsche Wehrmacht 
nicht mehr gegeben hat. Über 80 Prozent 
der Roma sind verjagt, ihre Wohnbezirke 
zerstört, ihre uralte Kultur vernichtet. Die 
Verfolgung der Roma ist international be- 
kannt — noch im Januar dieses Jahres for- 
derte das Europäische Parlament in einer 
Entschließung die Regierung des Kosovo 
auf, „die Rechtstellung der im Kosovo le- 
benden staatenlosen Roma, Aschkali und 
Ägypter und auch ihre Eigentumsrechte zu 
regeln.“ Es fordert die genannten Organe 
auf, „die Situation dieser Volksgruppen zu 
verbessern, indem sie ihnen gleichen Zu- 
gang zu Bildungseinrichtungen der übli- 
chen Qualität und, soweit möglich, Bil- 
dung in ihrer Muttersprache gewähren, ih- 
nen Zugang zum Arbeitsmarkt und zum 
Gesundheitswesen einräumen, ihnen an- 
gemessene Sanitär- und Wohnverhältnisse 
verschaffen und für ihre Einbeziehung in 
das gesellschaftliche und politische Leben 
sorgen.“ Ulrike Detjen I 
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die Kommission die Anstrengungen koor- 
dinieren und andere Mitgliedstaaten er- 
muntern, sich freiwillig zu beteiligen. 
Dennoch wurde vereinbart, dass die Mit- 
gliedstaaten selbst über die Zahl der Neu- 
ansiedlungen entscheiden. 
Quelle: Publikation „Forum Migrati- 
on Oktober 2009“ I 


Bundes-FDP will Flüchtlings- 
lager abschaffen 


Die rigide Bundesgesetzgebung behinder- 
te bisher das Vorhaben der bayerischen 
FDP, die Abschaffung der Lagerunterbrin- 
gung von Flüchtlingen gegen die CSU 
durchzusetzen. Die FDP zieht daraus die 
einzig richtige Konsequenz: Sie will die 
Bundesgesetze entsprechend ändern. Des- 
halb bringt sie in dieser Woche die Forde- 
rung nach einer Abkehr vom „Sachleis- 


tungsprinzip“ des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes in die Koalitionsverhandlungen 
ein. Dies beinhaltet sowohl die Unterbrin- 
gung in Lagern, als auch die Versorgung 
mit Essens- und Hygienepaketen statt mit 
Bargeld. 

Genau das fordert das Netzwerk 
/Deutschland Lagerland/ seit Langem: 
Die Abschaffung der Lagerpflicht für 
Flüchtlinge und das Recht auf ein men- 
schenwürdiges Leben in Privatwohnun- 
gen. Um dieser Forderung Nachdruck zu 
verleihen, rief das Netzwerk zu den Anti- 
Lager-Aktionstagen in der oberbayeri- 
schen Gemeinde Schongau am 16. und 
17. Oktober auf. Die Kleinstadt wurde da- 
bei bewusst als Ort für die Aktionen ge- 
wählt. Denn bisher konzentrierte sich die 
Aufmerksamkeit von PolitikerInnen und 
Medien in der bayerischen Lagerdebatte 
vor allem auf die städtischen Großlager, 


wie das 700 Personen-Lager in Würzburg 
oder die mittlerweile geschlossenen Con- 
tainerlager in München. Dabei wird oft 
vergessen, dass es über ganz Bayern ver- 
teilt auch in den abgelegensten Ortschaf- 
ten kleine Flüchtlingslager gibt. 

„Die Probleme in den peripheren 
Flüchtlingslagern sind die gleichen wie in 
den großen städtischen: räumliche Enge, 
fehlende Privatsphäre, staatliche Mangel- 
versorgung mit Essenspaketen. Hinzu 
kommt jedoch die abgeschiedene Lage. 
Die daraus folgende Isolation macht vie- 
len BewohnerInnen am meisten zu schaf- 
fen“, sagt Alexander Thal vom Bayeri- 
schen Flüchtlingsrat. Fernab der städti- 
schen Zentren gibt es keine Arbeit, keine 
Telefon-Shops und auch keine Deutsch- 
kurse. „Einige dieser Lager liegen so iso- 
liert, dass wir von Dschungelicamps oder 
sogar Isolationslagern sprechen“, so Thal 
weiter. Mit den Anti-Lager-Aktionstagen 
tragen wir unseren Protest in die Provinz, 
um auf das spezifische Problem der peri- 
pheren Lager aufmerksam zu machen. 
Schongau ist dafür ein Musterbeispiel: 60 
Menschen leben in zwei maroden Holzba- 
racken weit außerhalb der Stadt. In direk- 
ter Nachbarschaft befinden sich ein Tier- 
heim und ein Sägewerk, die ohrenbetäu- 
benden Lärm verursachen. Wer die 
schlechte Busverbindung nach Schongau 
nicht bezahlen kann, ist zu Fuß 40 Minu- 
ten auf unbeleuchteten Nebenstraßen un- 
terwegs. Bayerischer Flüchtlingsrat 

Pressemitteilung, 12. Oktober 2009 


Neue Zahlen zum Bleibe- 
recht - Neue Koalition muss 


jetzt handeln! 

Die Bundesregierung hat in einer Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der LINKEN ak- 
tuelle Zahlen zur Bilanz der sogenannten 
Bleiberechtsregelung genannt. Demnach 
leben derzeit 62.668 Menschen mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach der IMK- bzw. 
der sog. Altfallregelung in Deutschland, 
davon 30.929 nur auf Probe. Nach einer 
stichprobenartigen Erhebung droht 
14.227 zum Jahresende der Rückfall in 
die Duldung bzw. die Abschiebung, weil 
sie überwiegend oder gänzlich auf Sozial- 
leistungen angewiesen sind. Ein ähnliches 
Schicksal blüht jedoch allen Betroffenen 
im Fall eines Jobverlusts, was angesichts 
der Wirtschaftskrise kein unrealistisches 
Szenario ist. Es ist somit derzeit nicht ab- 
zuschätzen, wie viele der rund 62.000 Be- 
troffenen auch im kommenden Jahr noch 
eine Aufenthaltserlaubnis besitzen. 

Hinzu kommt, dass seit Bestehen der 
Altfallregelung aus dem Jahr 2007 neue 
so genannte Kettenduldungen entstanden 
sind. Heute leben rund 60.000 Menschen 
länger als sechs Jahre mit einer Duldung 
in Deutschland. PRO ASYL hat deswegen 
in einer E-Mail-Aktion mit bislang über 
3.000 Unterstützerinnen und Unterstüt- 
zerm die Verhandlungsführer der neuen 


Koalition zum Handeln aufgefordert. 
Langjährig Geduldete und Menschen, die 
zur Zeit nur befristet bleibeberechtigt sind, 
müssen ein gesichertes Aufenthaltsrecht 
und eine Lebensperspektive erhalten. Die 
E-Mail-Aktion „Jetzt verhandeln: Schutz- 
schirm für Flüchtlinge!“ braucht weitere 
Unterstützung: www.pro-asyl.de MM 


Gesinnungstests in den 
Schredder 


„Das Verbot der Gesinnungstests ist ein 
Gewinn für die Rechte von Migrantinnen 
und Migrannten. Für das Innenministeri- 
um in NRW ist das Urteil eine Schlappe 
auf ganzer Linie. Beides freut mich von 
ganzem Herzen“, kommentiert Ulla Jelp- 
ke, innenpolitische Sprecherin der Bun- 
destagsfraktion DIE LINKE. das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Münster. Das 
Gericht in NRW hatte die sogenannten 
„Sicherheitsbefragungen“ für Migrantin- 
nen und Migranten für nicht rechtens er- 
klärt. Jelpke weiter: „Mit dem Urteil wur- 
de eindeutig festgestellt, dass die Inhalte 
des Fragenkatalogs diskriminierend und 
unverhältnismäßig sind. Denn: In keinem 
Befragungsfall bestand ein terroristischer 
oder krimineller Anfangsverdacht. Seit 
2007 müssen in NRW Menschen aus 26 
Staaten diese Tests über sich ergehen las- 
sen, wenn sie eine Aufenthaltsgenehmi- 
gung beantragen oder verlängern lassen 
wollen. Dies wurde durch einen Erlass 
des Landesinnenministeriums in Kraft ge- 
setzt. Allein in NRW mussten sich im Jahr 
2008 rund 13.400 Migrantinnen und Mig- 
ranten dieser Befragung unterziehen. In 
den Tests werden in über 20 Fragen de- 
tailliert die politische und religiöse Zuge- 
hörigkeit abgefragt. Das Urteil könnte 
auch bundesweite Relevanz haben, denn 
diese Fragebögen wurden in mehr als 
30.000 Fällen auch im Bundesgebiet ein- 
gesetzt. Ich gratuliere dem Studenten, der 
den Mut besaß, stellvertretend für viele 
Betroffene gegen dieses diskriminierende 
Gebaren der Behörden zu klagen. Die 
Ausländerbehörde ist mit dem heutigen 
Richterspruch verpflichtet, seinen Gesin- 
nungstest zu vernichten. Ich gehe davon 
aus, dass auch alle anderen Befragungen 
früher oder später im Schredder landen 
werden.“ Ulla Jelpke, MdB 


Schließung der Abschiebe- 
haftanstalt Mannheim! 


Die bisher zweitgrößte Abschiebehaftan- 
stalt in Baden-Württemberg, Rottenburg, 
wird aufgelöst und die Flüchtlinge nach 
Mannheim verlegt. Mannheim ist ab so- 
fort die einzige Container-Haftanstalt des 
Bundeslandes. Der Flüchtlingsrat Baden- 
Württemberg und die Arbeitsgemein- 
schaft Abschiebehaft Mannheim plädie- 
ren für die Abschaffung der Inhaftierung 
von Flüchtlingen überhaupt. Fünfzehn 
Jahre lang gab es den Container für Ab- 
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en im Rottenburger Ge- 
fängnis, der - nach Mannheim — zweit- 
größten Abschiebungshaftanstalt in Ba- 
den-Württemberg. Zukünftig werden die 
Container der Justizvollzugsanstalt 
Mannheim Zuwachs bekommen: Rotten- 
burg wurde aufgelöst. „Schrecklich“, fin- 
det Norbert Sauer, Sprecher der Arbeits- 
gemeinschaft Abschiebehaft und langjäh- 
riges Mitglied von Amnesty International, 
die Situation der Abschiebehäftlinge: 
„Hier spielen sich menschliche Dramen 
ab, unfassbare Schicksale“, sagt der seit 
fünfzehn Jahren ehrenamtliche Betreuer 
von Flüchtlingen „und kaum jemand inte- 
ressiert sich dafür!“ Viele der Inhaftierten, 
die bis zu achtzehn Monate in Abschie- 
bungshaft verbringen müssen, haben kei- 
ne Straftaten begangen, sind größtenteils 
integriert und manchmal sogar in 
Deutschland geboren, erklärt Sauer: „Vie- 
les ist einfach unbegreiflich und un- 
menschlich. Da muss der Gesetzgeber 
mehr als dringend etwas ändern.“ Und die 
Vorsitzende des Flüchtlingsrates Baden- 
Württemberg, Angelika von Loeper fügt 
hinzu: „Eine Haft von bis zu eineinhalb 
Jahren für Flüchtlinge zu verhängen, die 
bereits schreckliche Erfahrungen in ihrem 
Herkunftsland gemacht haben, ist ein 
Skandal.“ Abschiebehaft sei ein weiteres 
Glied in einer unrühmlichen Kette von 
Gesetzen zur Abschottung Deutschlands. 
Die Auflösung des Abschiebetraktes in 
der JVA Rottenburg hätte dazu genutzt 
werden sollen, Abschiebehaft generell ab- 
zuschaffen, anstatt sie an anderer Stelle 
weiter auszubauen, sagt Angelika von 

Loeper. 
Flüchtlingsrat Baden-Württemberg und 
AG Abschiebehaft I 
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Streik der „papierlosen” eingewanderten Lohnabhängigen: 


Sans papiers-Streik läuft in „dritter Welle” zu 
neuer Hochform auf - stärker denn je! 


Die dritte Welle rollt. Nein, hier ist 
nicht die Rede von einem Modephä- 

nomen oder einer neuen Welle des 
Musikgeschmacks. Es handelt sich viel- 
mehr um die „dritte Welle“ des Streiks der 
„ travailleurs sans papiers“ oder „ papier- 
losen (d.h. nicht mit staatlichen Aufent- 
haltstiteln ausgestatten) Werktätigen“ in 
Frankreich. Der neue Ausstand fing am 
Montag, den 12. Oktober 2009 an und um- 
fasst mehr arbeitskämpfende und „papier- 
lose“ Lohnabhängige als bei den letzten 
beiden Malen. Am Donnerstag waren im 
Pariser Raum über 2.000 „illegalisierte‘“, 
und in Frankreich lohnabhängig arbeiten- 
de, Einwanderer im Streik. Voraus gingen 
am vorvergangenen Wochenende eine aus- 
drucksstarke Demonstration zur Unterstüt- 
zung der „Sans papiers“ (am Samstag, den 
10. Oktober, mit 5.000 bis 10.000 Teilneh- 
mer/inne/n); und eine Großveranstaltung 
des Gewerkschaftsbunds CGT mit rund 
2.500 „papierlosen“ Lohnabhängigen am 
Sonntag, 11. Oktober. 

Am 15. April 2008 hatte die erste Welle 
des Ausstands begonnen. Damals traten 
im Großraum Paris rund 600 „papierlose“ 
und dadurch „illegalisierte“ Einwanderer 
& Lohnabhängige in den Streik. (Labour- 
net berichtete ausführlich.) Betroffen von 
dem Ausstand waren damals überwiegend 
das Gaststättengewerbe — darunter absolu- 
te Nobelschuppen wie das Restaurant ‚Le 
Cafe de l’ile de Jattes’ im Millionärsvor- 
ortNeuilly-sur-Seine, das Reinigungsge- 
werbe und zum Teil noch die Bauindus- 
trie. Drei wirtschaftliche Sektoren, die 
ohne eingewanderte und unter ihnen auch 
zahlreiche „papierlose“ Lohnabhängige in 
kürzester Zeit zusammenbrechen würden. 
Dieselben Branchen verdanken ihre Profi- 
trate aber entsprechend auch einer Über- 
ausbeutung, die lange Jahre hindurch 
durch die besonders starke Prekarität „il- 
legalisierter“ Einwanderer (die viele sozia- 
le Rechte, darunter besonders jenes auf 
den Bezug von Arbeitslosenunterstützung, 
nicht wahrnehmen können) ermöglicht 
oder erleichtert wurde. 

Es war letztendlich der raserische Kon- 
trollanspruch konservativer Staatspoliti- 
ker, die — (nicht nur) in Wahlkampfzeiten — 
gerne zur Jagderöffnung auf „illegale“ 
Migranten blasen und Letztere ihrem 
Wahlkampfpublikum zum Fraß vorwerfen 
möchten, welcher die Widersprüche zum 
Tanzen brachte. Seit dem 1. Juli 2007 er- 
hebt der Staat einen verschärften Kontroll- 
und Strafanspruch auch gegenüber jenen 
so genannten Arbeitgebern, die „illegale“ 
Einwanderer lohnabhängig beschäftigen: 
Letztere können sich nun nicht mehr da- 
rauf hinausreden, sie hätten nicht gewusst, 
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dass „ihre“ jeweiligen Arbeitskräfte „ille- 
gal“ (im Hinblick auf ihren Aufenthalts- 
status in Frankreich) waren, oder dass die 
ihnen vorgelegten Aufenthaltstitel „doch 
echt aussahen“ (auch wenn sie in Wirk- 
lichkeit gefälscht waren oder einer ande- 
ren Person gehörten). Vielmehr müssen 
die Arbeitgeber nunmehr ihrer seit dem 1. 
Juli 2007 bestehenden Pflicht nachkom- 
men, und die Aufenthaltstitel ihrer neu 
eingestellten Beschäftigten auf Gültigkeit 
und Echtheit hin behördlich überprüfen 
lassen. Diese neue Vorschrift des Staates 
(als ideellem Gesamtkapitalisten, der das 
Dichtmachen des Arbeitsmarkts für „ille- 
gal“ Migranten durchzusetzen versucht) 
schmeckte selbstverständlich nicht allen 
Einzelkapitalisten. Letzteren lässt der Ge- 
setzgeber nun seit dem 20. November 
2007 ein neues Schlupfloch offen: Einzel- 
ne Arbeitgeber können, indem sie ihr wirt- 
schaftliches Interesse an der Beschäfti- 
gung konkreter „illegaler“ ausländischer 
Arbeitskräfte darlegen (und begründen, 
warum sie nicht auf französische oder mit 
EU-Staatsbürgerschaft ausgestattete Ar- 
beitskräfte zurückgreifen konnten), für 
Letztere ihre „Legalisierung“ beantragen. 
Seit dem 15. Dezember 2008 schreibt das 
Einwanderungsministerium im Übrigen 
vor, dass die betroffenen migrantischen 
Arbeitskräfte unterdessen weiterbeschäf- 
tigt werden dürfen, so lange die Bearbei- 
tung des Antrags auf „Legalisierung“ 
läuft. Ihr Arbeitsvertrag muss also, trotz 
„Ilegalität“, einstweilen nicht länger ge- 
kündigt oder ausgesetzt werden. 

Auf dieses „Schlupfloch“, das sich auf- 
grund des partiellen Widerspruchs zwi- 
schen den Interessen von Staatsmacht (mit 
ihrem Kontrollanspruch) einerseits und 
Einzelkapitalisten andererseits auftat, zielt 
der durch die „Sans papiers“-Streiks ent- 
faltete Druck ab. Durch den Arbeitskampf 
— der sich in Wirklichkeit nicht direkt ge- 
gen den jeweiligen „Arbeitgeber“ richtet, 
sondern in erster Linie gegen die Auslän- 
derbehörden (Präfekturen), die den Betrof- 
fenen bislang einen legalen Aufenthaltsti- 
tel verweigerten — wird die „illegale“ Auf- 
enthaltssituation der betreffenden Lohnab- 
hängigen öffentlich gemacht. Dies übt er- 
heblichen Druck auf deren „Arbeitgeber“ 
aus, denn nun dürfen sie die jeweiligen Ar- 
beitskräfte nicht ungestraft weiter beschäf- 
tigen, so lange ihre rechtliche Situation 
nicht „legalisiert“ (r&gularis&) worden ist. 
(Indirekt jedoch richtet sich der Streik zu- 
mindest insofern gegen die Interessen der 
Arbeitgeber, als zumindest einige von ih- 
nen zuvor von der „Illegalität“ ihrer Ar- 
beitskräfte profitierten, um gegen alle 
rechtlichen Regeln verstoßende Arbeits- 


oder Lohnbedingungen durchzusetzen. 
Dies lässt sich nicht verallgemeinern, trifft 
aber in einigen Fällen auf flagrante Weise 
zu. Sofern die abhängig Beschäftigten aus 
ihrer „illegalen“ Situation heraustreten 
können, erlaubt ihnen dieser Schritt auch, 
mindestens rechtskonforme Beschäfti- 
gungsbedingungen durchzusetzen. Die 
Kehrseite der Medaille: Sie einzustellen, 
ist für manche so genannten Arbeitgeber 
nicht mehr länger so „attraktiv“...) 

Die Streikwelle im April/Mai 2008 en- 
dete damals für einen Großteil der Betrof- 
fenen mit ihrer „Legalisierung“ im Laufe 
des Sommers oder Herbstes 2008. Darauf- 
hin begann im Herbst 2008 die „zweite 
Welle“, die nun unter anderem auch „iso- 
lierte“ (vereinzelte) Beschäftigte ohne 
rechtlich abgesicherten Aufenthaltstatuts 
umfasste. Dazu gehören sowohl Lohnab- 
hängige in Klein- und Kleinstbetrieben, 
die keine oder nicht viele ArbeitskollegIn- 
nen aufweisen — als auch „Sans papiers“, 
die in solchen Betrieben arbeiten, wo sich 
sonst keine „illegalisierten‘‘ Einwanderer 
unter der Belegschaft/dem Personal befin- 
den. Sofern nur einzelne MitarbeiterInnen 
von der Situation der „Sans papiers“ be- 
troffen sind, lässt sich natürlich sehr viel 
weniger Druck im jeweiligen Betrieb oder 
Unternehmen entwickeln — als wenn hin- 
gegen die gesamte Belegschaft gleicher- 
maßen betroffen ist und zusammen in den 
Streik tritt. Bis heute dauern, seit oft über 
13 Monaten, mehrere Ausstände von 
„Sans papiers“ an, die entweder in solchen 
„isolierten“ Beschäftigungsverhältnissen 
stecken — oder aber in Zeitarbeitsfirmen 
mit befristeten Verträgen arbeiten, also 
keinen „regelmäßigen“ Arbeitgeber auf- 
weisen, der eine „Legalisierung“ ihres 
Aufenthaltsstatus für sie beantragen könn- 
te. Am Boulevard Magenta, unweit der Pa- 
riser Place de la R&publique, etwa werden 
Büros von Zeitarbeitsfirmen seit dem 
Spätherbst 2008 ununterbrochen bestreikt 
und besetzt. Allein, es fehlte bislang am 
nötigen Kräfteverhältnis, um daraus den 
für eine „Legalisierung“ nötigen Druck 
auf die Ausländerbehörden entfalten zu 
können. 

Die aktuell begonnene „dritte Welle“ 
des Ausstands sorgt nun für zweierlei: Ers- 
tens wird von Neuem ein erhebliches 
Druckpotenzial aufgebaut. Denn so wer- 
den beispielsweise Prestigeprojekte der 
öiffentlichen Hand durch den Streik blo- 
ckiert. Am östlichen Pariser Stadtausgang 
etwa liegt die Baustelle für die künftige 
Pariser Außenring-Straßenbahn an der 
Porte des Lilas nun lahm. Die Subfirmen, 
die mit dem Bau beauftragt worden waren, 
hatten „illegalisierte“ migrantische Ar- 


beitskräfte beschäftigt. (Der dortige Aus- 
stand wird besonders durch die CGT, den 
Zusammenschluss linker Basisgewerk- 
schaften ‚Solidaires‘ und die anarcho- 
kommunistische Vereinigung ‚Alternative 
Libertaire‘ des 20. Pariser Bezirks aktiv 
unterstützt.) Andernorts werden einige der 
größten Privatunternehmen bestreikt, wie 
bspw. an der Pariser Kreuzung Strasbourg- 
Saint Denis die Einkaufskette Monoprix: 
Letztere hatte mit der Bewachung ihres 
Geschäfts eine Subfirma beauftragt, die 
ihrerseits Sans papiers beschäftigt. 

Zum Zweiten aber, und dies ist bemer- 
kenswert, beinhaltet der jetzige Streik 
auch den Zusammenschluss vieler „iso- 
lierter“, „illegalisierter“ Lohnabhängiger 
an einzelnen „Standorten“. (Vgl. unter 
dieser Adresse die Liste der bestreikten 
Örtlichkeiten, an deren Anfang die Sam- 
melpunkte der „vereinzelten“ Beschäftig- 
ten steht: http://www.gisti.org/ IMG/pdf/ 


Neue Broschüre der Informationsstel- 
le Militarisierung e.V. informiert über 
Arbeitsweise, Einsätze, Probleme bei 
und Widerstände gegen die europäi- 
sche Grenzschutzagentur. 
AktivistInnen und WissenschaftlerInnen 
haben eigens für diese Broschüre Beiträ- 
ge verfasst, die u.a. einen Überblick ge- 
ben über die bisher erfolgten Einsätze 
der Agentur, über ihre Rolle bei Abschie- 
bungen, ihre Zusammenarbeit mit Ge- 
heimdiensten und deren teilweise fehlen- 
den Rechtsgrundlagen. In der Broschüre 
werden aber auch Ansatzpunkte für eine 
Kritik geliefert, die weit über juristische 
und menschenrechtliche Argumentatio- 
nen hinausgeht und sie dokumentiert Ak- 
tionen, die gegen die Agentur stattgefun- 
den haben oder geplant sind. 

Die Broschüre umfasst 54 Seiten, steht 
im Internet zum kostenlosen Download 
bereit und kann für 2,- Euro zzgl. Porto 
bei der Informationsstelle Militarisierung 
bestellt oder in der Buchhandlung 


liste_piquets_greves_acte2_2009.pdf ) 

Niemand soll auf diese Weise allein ge- 
lassen werden. Im 17. Pariser Arrondisse- 
ment wurden bspw. im selben Moment 
drei Zeitarbeitsagenturen besetzt. (Vgl. 
http://www.visa-isa.org/node/401 ) 

Den Streik hatte am 2. Oktober ein ge- 
meinsamer Offener Brief mehrerer Ge- 
werkschaften und Solidaritätsvereinigun- 
gen an die Regierung angekündigt. Selbst 
die eher ‚‚moderate“, und nicht aktiv an der 
Unterstützung des Streiks beteiligte, 
CFDT (sozialdemokratisch bis soziallibe- 
ral ausgerichteter gewerkschaftlicher 
Dachverband) hat das gemeinsame 
Schreiben unterstützt und unterzeichnet. 
(Vgl. http://www.cimade.org/nouvelles/ 


1870-Travailleurs-Sans-Papiers-syndicats- 
et-associations-demandent-une-circulaire- 
de-r-gularisation ) 

Manche Kritiker/innen merken unter- 
dessen an, „rein zufällig“ sei der Streik 


„Schwarze Risse“ in Berlin erworben 
werden. Ab zehn Exemplaren können 
Organisationen und Weiterverkäufer die 
Broschüre für 1,50 Euro pro Stück bei 
der IMI bestellen. 

Im Oktober 2004 wurde durch den 
EU-Ministerrat die Einrichtung einer 
„Europäischen Agentur für die operative 
Zusammenarbeit an den Außengrenzen“ 
beschlossen. Diese nahm im Jahr 2005 
unter dem Namen FRONTEX ihre Ar- 
beit auf, die sich zunächst auf den inne- 
ren Aufbau der Agentur konzentrierte 
und auf die Kontaktaufnahme mit ande- 
ren nationalen und internationalen Be- 
hörden. Die ersten operativen Einsätze 
fanden Ende 2005 an der deutsch-polni- 
schen Grenze und später an europäischen 
Flug- und Seehäfen statt. Erst als Frontex 
im Sommer 2006 begann, im Mittelmeer 
und vor den Kanaren aktiv zu werden, 
erfuhr die neue Agentur eine breitere und 
durchaus kritische öffentliche Aufmerk- 
samkeit, die sich aber zumeist auf diese 
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wenige Wochen vor der Eröffnung des 
nächsten Kongresses des Dachverbands 
der CGT ausgelöst worden. Die CGT hält 
ihren kommenden, 49. Gewerkschaftstag 
vom 7. bis 11. Dezember dieses Jahres im 
westfranzösischen Nantes ab. 

Es kann keineswegs ausgeschlossen 
werden, dass ein solcher Zusammenhang 
besteht. Allerdings ist die CGT nicht die 
einzige gewerkschaftliche Organisation, 
die den jetzigen Ausstand aktiv unterstützt 
— auch die linken Basisgewerkschaften 
SUD/Solidaires bpsw. nehmen ihren akti- 
ven Anteil daran. Und falls sich die CGT 
wirklich durch ihre Unterstützung für die- 
sen Kampf profilieren möchte — warum 
nicht? Kritik hat sie eher erst dann ver- 
dient, wenn sie ihn (wie es zeitweise im 
Jahr 2008 der Fall war) auf zu lahme Art 
und Weise unterstützt, oder in zu enge 
Bahnen zu kanalisieren versucht. 

Bernhard Schmid, Paris 


Einsätze auf See reduzierte und Frontex 
als eine Art Gendarmerietruppe darstell- 
te, die Boote afrikanischer MigrantInnen 
an der Einreise in die EU hinderte. 2007 
erstellte die Agentur eine Datenbank 
(CRATE) mit Material und Personal aus 
den Mitgliedstaaten, um solche multina- 
tionalen Einsätze künftig effektiver 
durchführen zu können. Im selben Jahr 
stellte sie Schnelle Einsatzkräfte für den 
Grenzschutz (RABITSs) auf, die als Vor- 
stufe einer ersten EU-Polizeieinheit ver- 
standen werden können. 

Anfang 2008 hatte die Informations- 
stelle Militarisierung gemeinsam mit 
dem Europaabgeordneten Tobias Pflüger 
und zahlreichen antirassistischen Akti- 
vistInnen eine erste Broschüre zur EU- 
Grenzschutzagentur veröffentlicht, die 
schnell vergriffen war. Bereits nach ei- 
nem guten Jahr liegt jetzt eine neue Bro- 
schüre mit ausnahmslos neuen Texten 
vor, die ein wesentlich dichteres und ak- 
tuelleres Bild der Agentur und ihrer Wi- 
dersprüche abgibt. Die Broschüre ist ex- 
plizit als Hilfestellung für Aktionen und 
Kampagnen gegen die Grenzschutzagen- 
tur gedacht. 


Informationsstelle Militarisierung (Hrsg.): 
FRONTEX - Widersprüche im erweiterten 
Grenzraum. 54 Seiten. Weitere Informationen, 
Inhalt und Download:  hitp://www.imi-onli- 
ne.de/2009.php 3?id =2002 Online unter: 
http://www. imi-online.de/download/ 
frontex2009-web.pdf 
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Die Quadratur des Kreises 


Nation & Europa Oktober 2009 
Fast könnten einem die Herausge- 
ber(innen), Redakteure und Miitarbei- 
ter(innen) von „Nation & Europa“ leid 
tun, stehen sie sich politisch doch immer 
wieder selbst im Weg und scheitern bei 
dem Versuch, die Quadratur des Kreises 
zu schaffen. In ihrem Fall (und im Fall der 
gesamten deutschen Rechten jenseits von 
CDU und CSU) heißt das, dass sie sich ei- 
nerseits als „Rechtsdemokraten“, 
„Rechtspopulisten“, „Nationalliberale“ 
oder „‚Nationalkonservative“ gerieren, um 
möglichst gute Ergebnisse bei Wahlen zu 
erzielen, andererseits aber die alte Nazi- 
ideologie immer wieder zum Vorschein 
kommt. Auf diesen Ungeist zu verzichten, 
ist allerdings für diese Leute, Parteien, 
Presseorgane auch gar nicht möglich, bil- 
det doch genau der Faschismus, genauer 
gesagt seine speziell deutsche Nazi-Aus- 
prägung, die Klammer, die eine ansonsten 
recht heterogene Szene zusammenhält. 
Die Oktoberausgabe bildet für dieses Phä- 
nomen ein gutes Beispiel. 

Kurze Zeit nach diversen Wahlen bildet 
deren Auswertung einen Schwerpunkt der 
ständigen N&E-Rubrik „Eurorechte im 
Blickpunkt“. Eine parteipolitische Präfe- 
renz ist darin nicht zu entdecken, aller- 
dings wissen die Leser(innen) aus frühe- 
ren Ausgaben, dass die Sympathie der Re- 
daktion den „Realpolitikern“ wie der 
„pro-Bewegung“ und dem „Apfel-Flügel“ 
der NPD gilt. Das wird auch im aktuellen 
Heft deutlich: „Den Nationaldemokraten 
gelang der Wiedereinzug in den sächsi- 
schen Landtag; und am Rhein, insbeson- 
dere in Köln, punkteten die PRO-Bürger- 
initiativen. Bei Schwerpunktbildung mit 
geeignetem Personai läßt sich die Fünf- 
Prozent-Hürde zumindest regional über- 
winden. Auf Bundesebene wären die or- 
ganisatorischen Lücken aber nur gemein- 


sam zu schließen, wobei allerdings auf 
‚Kräfte‘ verzichtet werden müßte, die 
mehr schaden als nutzen“. Soweit das All- 
gemeine. 

Speziell gilt die Sympathie insbesonde- 
re der „pro-Bewegung“, die nicht müde 
wird zu betonen, es handele sich bei ihr 
um eine Vereinigung islamkritischer 
Rechtspopulisten, die selbstverständlich 
auf dem Boden des Grundgesetzes stün- 
de. Unter sich ist man da deutlicher: „„Die 
deutsche Rechte muß sich der Probleme 
der Gegenwart und Zukunft annehmen. 
Unnütze Auseinandersetzungen der Ver- 
gangenheit müssen überwunden werden‘, 
sagte Beisicht. Was in Köln möglich ge- 
worden sei, lasse sich durchaus auf größe- 
re Räume übertragen. Allerdings nur mit 
politikfähigen Leuten. ‚Nicht staatlich 
ferngesteuerten und klischierten Extre- 
misten gehört die Zukunft, sondern einem 
neuen dynamischen rechtsdemokrati- 
schen Politikmodell, das sich an FPÖ und 
Vlaams Belang orientiert‘“. 

Die Autoren des Beitrags, die sich hin- 
ter den Kürzeln de (vermutlich der He- 
rausgeber und presserechtlich Verantwort- 
lich PETER DEHOUST) und hg verber- 
gen, sehen das genauso: „Gegnerische 
wie auch wohlwollende Beobachter rät- 
seln nun gleichermaßen, wie es gelingen 
könnte, die vernünftigen und einigungs- 
willigen Kräfte auf einen modus vuvendi 
einzuschwören. Die Unterschiede etwa 
zwischen “Köln” und “Dresden” (zwi- 
schen der pro-Bewegung und der sächsi- 
schen NPD- tri) werden als überwindbar 
eingeschätzt. Auch aus der DVU gibt es 
Signale der Annäherung. Spreu und Wei- 
zen trennen sich allerdings dort, wo Figu- 
ren auftauchen, die den Vorwurf des ‚Neo- 
nazismus‘ nicht zu entkräften, sondern zu 
bestätigen suchen“. 

Machen wir die Probe aufs Exempel 
und nehmen der Einfachheit halber als In- 
dikatoren für Neonazismus Geschichtsre- 
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visionismus und Antisemitismus. N&E- 
Herausgeber HARALD NEUBAUER 
beginnt sein Editorial so: „Erster Septem- 
ber 1939: Auf Befehl des deutschen Luft- 
waffen-Generals Wolfram Freiherr von 
Richthofen fallen Bomben auf die polni- 
sche Grenzstadt Wielun. Gebäude bren- 
nen ab, Zivilisten sterben. Grund des An- 
griffs: Die Stadt liegt in der Gefechtszone 
des gerade ausgebrochenen Krieges und 
beherbergt feindliche Truppen. Diese gilt 
es auszuschalten. Leider behindert Bo- 
dennebel die Sicht. Was — wie man heute 
sagt — zu ‚Kollateralschäden‘ führt“. So- 
weit der Herausgeber in der Sprache des 
Unmenschen. Einige Seiten weiter 
schlägt Redakteur DETLEV ROSE in die 
gleiche Kerbe: Nicht die Nazis begannen 
den Zweiten Weltkrieg, sie wurden von 
den Westmächten hineingetrieben und 
kamen mit dem Überfall auf Polen nur ei- 
nem bereits geplanten Überfall der Sow- 
jetunion auf das friedliebende Deutsch- 
land zuvor. Wenn das nicht Neonazismus 
ist, was ist es dann? 

THORSTEN THOMSEN beschäftigt 
sich mit den „Hintergründe(n) der Arcan- 
dor-Pleite“ und fragt: „Wer sind die Pro- 
fiteure?“. Hier einige Zitate aus seinem 
Beitrag: „Die Geschichte der Karstadt- 
Insolvenz hat nämlich eine Seite, die in 
der öffentlichen Berichterstattung unbe- 
leuchtet bleibt. Sie beginnt mit Ansprü- 
chen der Jewish Claims Conference und 
endet mit der Ausschlachtung des deut- 
schen Traditionsunternehmens durch 
zwei berüchtigte Bankhäuser: Sal. Op- 
penheim und Goldman Sachs....Das Kür- 
zel “Sal.” steht für Salomon Oppenheim, 
einen jüdischen Geldverleiher, der die 
Bank 1789 in Bonn gegründet hatte. Sei- 
ne Ehefrau Deigen Levi setzte 12 Kinder 
in die Welt, aus denen eine einflußreiche 
Finanz-und Wirtschaftsdynastie erwuchs. 
Auch die NS-Zeit überstand man. Eng 
sind die Verbindungen zu Israel... Kar- 
stadt mietete seine Häuser schließlich 
von der Immobilienfirma Whitehall zu- 
rück. An Whitehall ist die US-Großbank 
Goldman Sachs zu 51 Prozent beteiligt, 
weitere Anteile hält unter anderem Sal. 
Oppenheim. Goldman Sachs ist eine 
Gründung der beiden deutsch-jüdischen 
Einwanderer Marcus Goldman und 
Samuel Sachs.... Maßgebliche Verant- 
wortung für den bevorstehenden Verlust 
zehntausender Arbeitsplätze trägt eine 
kleine Clique ebenso gewissenloser wie 
habsüchtiger Profiteure in enger Verbin- 
dung zu Sal. Oppenheim und Goldman 
Sachs“. Das sind die gleichen antisemiti- 
schen Stereotypen, die die Nazis in ihrer 
Hetze benutzten. 

Als nicht mehr opportun erscheint es 
N&E allerdings heute, weiterhin zu for- 
mulieren „Der Jude ist unser Unglück“, 
schließlich muss ja auch auf das Straf- 
recht Rücksicht genommen werden. Aber 
egal, N&E-Leser(innen) wissen auch so, 
was gemeint ist. trii 


